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Editorial  

Das vor 160 Jahren verfaßte „Kommunistische Manifest“, das die zunehmende Un-

terwerfung aller Bereiche des täglichen Lebens unter den Markt beschreibt, gleicht 

heute einer Prophezeiung. Angesichts der Dynamik der Globalisierung ist das poli-

tische System scheinbar unfähig, ordnungsökonomische Antworten auf die neuen 

Herausforderungen, auch die Grenzen des Markts zu finden. Das liberale Marktsy-

stem lebt, analog zur Aussage des ehemaligen Verfassungsrichters Böckenförde, 

von Voraussetzungen, die es nicht selbst bereitstellen kann. Die Soziale Marktwirt-

schaft war ein Geschenk, Menschen geschuldet, die auf die vorangegangene Katast-

rophe eine Antwort in einer wertgebundenen Ordnung fanden und den Markt als 

Kulturleistung sahen. Das Soziale lag in der preissenkenden Kraft des Wettbewerbs 

und in der Kompensation von Risiken, damit Kreativität gewagt werden kann. Ne-

ben ordnenden Funktionen definierte sich die Staatsnotwendigkeit auch aus der Da-

seinsvorsorge. Die Stabilität kleiner Gruppen, vor allem Familie und Ehe, schuf 

durch ihren subsidiären sozialpolitischen Ansatz Freiräume und Verantwortung.  

Dieser sozial- und ordnungsökonomische Gesellschaftsvertrag, mehr als ein „rhei-

nisch-kapitalistischer“ Kompromiß, wurde letztlich durch emanzipatorische Bewe-

gungen und die Globalisierung ausgehebelt, womit die Gesellschaft bei der Vision  

von Marx und Engels ankam. Die ungeheuren Kreativitäts- und Produktivitätslei-

stungen dieses Prozesses nutzen heute viele und vielen, aber eben nicht allen und 

uneingeschränkt. Die Verlierer kann der Staat kaum auffangen, und die Empathie 

für diese Menschen nimmt ab. Denn der Wettbewerbsdruck, der inzwischen jenseits 

der klassischen Wirtschaft auf dem Bildungs- und Kultursystem, der Kindererzie-

hung und der Altenversorgung lastet, ist allein ohne Ziel nicht sinnstiftend. Die de-

mographische Implosion anzuführen, für die die heutigen Entscheidungsträger ver-

antwortlich sind, ist dem sozialen Kitt nicht zuträglich. Ein simples Motto, „alle in 

die Produktion“, erzeugt mehr Probleme, als es diese langfristig löst.  

Ein neuer, unter Globalisierungsbedingungen zukunftsweisender Ordnungsrahmen 

muß heute durch Versuch und Irrtum erarbeitet werden, wofür ein kreativer kultu-

reller Rahmen Vorbedingung ist. Zu klären ist, welche Bedeutung heute das demo-

kratische Prinzip „one person one vote“ besitzen soll, wenn es zunehmend in Kon-

flikt zu ökonomischen Regeln gerät. Wenn diese aber so festgelegt werden, daß ihr 

Aushebeln zum Volkssport wird, dann wird letztlich der Souverän entmündigt, wie 

die Affairen um Landesbanken, Steuerflucht, Schwarzarbeit oder Hartz IV-Miß-

brauch zeigen. Das gute Beispiel und vor allem die Stabilität der Wirtschaft leben 

von der Selbstverstärkung. Auch die Politik schafft die zugehörigen Regeln. 

Ulrich Blum 

Präsident des IWH 
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Kein aufholendes Wachstum der ostdeutschen Wirtschaft?  
Regionale Gewinner und Verlierer der amtlichen Datenkorrektur für 2006 

- Differenz der realen Wachstumsraten von neuer und alter Schätzung in Prozentpunkten - 

 
Quelle: Arbeitskreis VGR der Länder, Stand: März 2007 bzw. Februar 2008. 

Die neueste Veröffentlichung der amtlichen Statistik zum Wachstum des Bruttoinlandsprodukts in den deut-
schen Bundesländern scheint die Verhältnisse wieder in das rechte Licht gerückt zu haben. Die gesamtwirt-
schaftliche Leistung ist in den starken Ländern in den Aufschwungsjahren 2006 und 2007 kräftiger gewach-
sen als in den schwachen. Ins Auge sticht besonders der Wachstumsrückstand der ostdeutschen Flächen-
länder im Jahr 2006. Der konjunkturelle Aufschwung ging zwar nicht an ihnen vorbei, der Produktionszu-
wachs von 2,2% blieb aber deutlich geringer als in den Alten Bundesländern (3%). Eine ähnliche Daten-
konstellation gab es im Boomjahr 2000. 

Diese wenig ermutigenden Ergebnisse hätten kaum überrascht, wenn nicht die amtliche Statistik seit dem 
Sommer 2006 viermal hintereinander ein ganz anderes Bild zum regionalen Wachstumsgefälle verbreitet 
hätte, nämlich ein schnelleres Wachstum des Bruttoinlandsprodukts in den Neuen als in den Alten Bundes-
ländern. Der Hauptgrund war die fast doppelt so starke Zunahme der Wertschöpfung im Verarbeitenden 
Gewerbe. Genau diese Angaben sind nun korrigiert worden, und zwar nicht marginal, sondern äußerst heftig 
um vier Prozentpunkte nach unten. Dies bedeutet zwar immer noch einen überdurchschnittlichen Anstieg, 
impliziert aber eine deutliche Erhöhung der Vorleistungsquote, d. h. des Anteils der im Produktionsprozeß 
verbrauchten Energie, Rohstoffe, Materialien und Dienstleistungen am Produktionswert. In der Tat steigen 
die Vorleistungsquoten im Gefolge der Internationalisierung der Wertschöpfungsketten und der globalen 
Neuausrichtung der Zulieferbeziehungen generell. Im Osten blieben sie mit der Verringerung der Ferti-
gungstiefe im Zuge des marktwirtschaftlichen Umbaus der Unternehmen bis 2000 lange über dem West-
niveau. Der Westen hat aber inzwischen nachgezogen, und zwar seit 1995 um fünf Prozentpunkte, und damit 
den Osten überholt. Umso überraschender kommt jetzt die Nachricht vom überproportionalen Anstieg der 
ostdeutschen Quote, und das bei der sonst so intensiven Einbindung der großen Konzerne und des lei-
stungsfähigen Mittelstands in den Alten Bundesländern in die internationale Arbeitsteilung. 

Ist nun die Hoffnung auf die Rückkehr der ostdeutschen Wirtschaft auf den Aufholpfad gestorben? Wenn 
die neuen Relationen die nächste Datenrevision überstehen, dürfte endgültig Ernüchterung einkehren. Die 
üblichen Verdächtigen wären auch schnell gefunden, die strukturellen Schwächen Ostdeutschlands. Die Sta-
tistiker argumentieren allerdings mit der Vorlage und Einarbeitung neuer Datenunterlagen. Hat hier der 
Drang nach Aktualität die Verläßlichkeit der Schätzung obsiegt? Der Pendelausschlag war im vorliegenden 
Fall sehr groß.  

Udo Ludwig (Udo.Ludwig@iwh-halle.de)  

Aktuelle Trends 
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Ein Mindestlohn von 7,50 Euro je Stunde betrifft vor allem Arbeitsplätze 
im Dienstleistungssektor 

– Kurzfassung – 

In der gegenwärtigen öffentlichen Debatte zur Ein-
führung eines Mindestlohns werden verschiedene 
Vorschläge zur Ausgestaltung und zu dessen Höhe 
diskutiert. Vielfach wird ein Mindeststundenlohn 
von 7,50 Euro genannt. Dabei ist weitgehend un-
bekannt, wie viele Arbeitnehmer in den einzelnen 
Branchen derzeit weniger als 7,50 Euro verdienen. 
Deren Arbeitsplätze könnten bei Einführung eines 
Mindestlohns betroffen sein. 

Mit Hilfe von Daten des Sozio-oekonomischen 
Panels läßt sich zeigen, daß die Anteile der Gering-
verdiener an den Beschäftigten in einigen Wirt-

schaftszweigen beträchtlich sind. Insbesondere in 
Ostdeutschland werden in einzelnen Branchen  
– vor allem im Einzelhandel sowie bei den wirt-
schaftsnahen Dienstleistern – besonders viele Ar-
beitnehmer mit weniger als 7,50 Euro je Stunde 
entlohnt. Bei einer Erhöhung des Stundenlohns auf 
die geforderte Mindesthöhe ist gerade in diesen 
arbeitsintensiven Branchen der Abbau von Be-
schäftigung zu befürchten. 
 

Hans-Ulrich Brautzsch, 
Birgit Schultz (Seite 102) 

Das europäische CO2-Emissionshandelssystem:  
Was haben wir bisher gelernt? 

– Kurzfassung – 

Das IWH beschäftigt sich mit den Auswirkungen 
des CO2-Handels auf die betroffenen Unternehmen. 
Die erste Periode des europäischen Emissionshan-
delssystems war als Lernphase konzipiert. In dieser 
wurden zwei Probleme deutlich: Das erste und 
offensichtlichste war die Überausstattung mit Zer-
tifikaten. Die Anreize, in die Vermeidung von CO2 
zu investieren, können somit eher als gering be-
trachtet werden. Das zweite ergab sich aus der 
vollständig kostenfreien Zuteilung. Während Strom-
kunden die finanzielle Hauptlast zu tragen hatten, 
profitierten die Stromerzeuger, da offensichtlich 

die Zertifikatepreise als Opportunitätskosten in 
den Strompreis einkalkuliert wurden. 

Die Analyse führt zu der Erkenntnis, daß es 
richtig war, auf Ebene der Europäischen Union 
die Zertifikatemenge für die zweite Handelsperiode 
zu kürzen und in der deutschen Gesetzgebung den 
Verkauf bzw. die Versteigerung eines Teils der 
Zertifikate zu verankern. Weiter kann die Verein-
fachung des Zuteilungsverfahrens in Deutschland 
als Fortschritt betrachtet werden. 

 
Wilfried Ehrenfeld (Seite 105) 
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Sind Theater reine Subventionsgüter? Eine ökonomische Betrachtung der 
fiskalischen Unterstützung von Theaterbetrieben 

– Kurzfassung – 

Kann sich Kultur selbst finanzieren? ach den 
starken Einsparungen der Jahre 2003 und davor 
ist seit drei Jahren zwar wieder eine Tendenz der 
Ausgabenerhöhung des Bundes festzustellen (für 
2008 ist auf Bundesebene ein Mehrbetrag von 
1,3% für Kultur und Medien, das bedeutet Ge-
samtausgaben von 1,1 Mrd. Euro, geplant), den-
noch muß oder sollte die Frage der Wirtschaft-
lichkeit von Kultur gestellt werden. Denn ebenso 
wie die Ausgaben des Bundes steigen die Kosten 
der kulturellen Einrichtungen beispielsweise durch 
Mehrwertsteuererhöhung oder gestiegene Ener-
giepreise. Wenn sich aber Kultur nicht durch die 
Beiträge der direkten Konsumenten finanzieren 
kann, ist zu prüfen, ob und in welchem Maß der 
Staat diese subventionieren sollte. Das IWH un-
tersuchte im Frühjahr 2007 an den Spielhäusern 

„neues theater Halle“ und „Anhaltisches Theater 
Dessau“ durch Besucherbefragungen, inwiefern 
diese ihre Einnahmen erhöhen und somit ihren 
Subventionsbedarf kürzen können. Es konnte fest-
gestellt werden, daß die achfrage der Besucher 
eher schwach auf moderate Preiserhöhungen rea-
giert. Dies hat zur Folge, daß die Theater tatsäch-
lich durch angemessene Preissteigerungen ihre ei-
genen Einnahmen erhöhen können, welche aller-
dings nicht ausreichen, um die fiskalische Förde-
rung wegfallen zu lassen. Für eine weitere Unter-
stützung spricht zumindest, daß sie nicht nur di-
rekten utzen für die Theatergänger, sondern dar-
über hinausgehende positive externe Effekte er-
zielen. 

Sören Eisenbeiß, Tobias Glufke,  
Niels Krap (Seite 111) 

IWH-Industrieumfrage in Ostdeutschland zum Jahresauftakt 2008: 
Hohe Umsatzzuwächse 

– Kurzfassung – 

Im Jahr 2007 haben die Unternehmen des Verar-
beitenden Gewerbes in Ostdeutschland erheblich 
am konjunkturellen Aufschwung partizipiert. Knapp 
zwei Drittel der Unternehmen konnten laut IWH-
Industrieumfrage ihre Umsätze gegenüber dem Jahr 
2006 nochmals steigern. Die Umsatzzuwächse 
fielen recht kräftig aus, zwei Drittel der Umsatz-
steigerungen betrugen mehr als 10%. Überdurch-
schnittlich gut lief die Umsatzentwicklung bei Ex-
portunternehmen und Investitionsgüterproduzen-
ten. Die Umsatzerwartungen für das Jahr 2008 
zeigen, daß die Unternehmen nicht davon ausge-
hen, die hohen Vorjahreswerte nochmals zu über-
flügeln. Vielmehr sind die Umsatzpläne auf Beibe-
haltung des erreichten iveaus gerichtet. Gleiches 
trifft auch auf die Beschäftigungspläne zu, die in 
etwa den Plänen für 2007 gleichen. 55% der Un-
ternehmen wollen 2008 ihre Beschäftigtenzahl bei-
behalten, 35% streben eine Personalaufstockung 

an. Treibende Kräfte des Beschäftigungsaufbaus 
sind die Unternehmen mit hohen Umsatzsteige-
rungen im Jahr 2007, also vor allem die exportie-
renden Unternehmen und die Investitionsgüter-
produzenten. Die Ertragslage 2007 knüpft an die 
guten Bilanzen von 2006 an. Seit 2005 ist der An-
teil von Unternehmen, die Gewinne realisieren 
konnten, kontinuierlich gestiegen und lag 2007 bei 
72%. Das Geschäftsklima im Verarbeitenden Ge-
werbe Ostdeutschlands hat 2007 einen Höhepunkt 
überschritten. ach einem guten Start mit einer 
gefestigten guten Geschäftslage erwärmten sich 
auch die anfangs noch etwas gedämpften Geschäfts-
aussichten spürbar. Den ganzen Sommer 2007 über 
herrschte Hochstimmung in der ostdeutschen Indu-
strie. Gegen Jahresende allerdings kühlte sich das 
Geschäftsklima leicht ab. 

 
Cornelia Lang (Seite 117) 
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Kasten: 
Zur Datenbasis und Vorgehensweise 

Als Datenquelle wurde das SOEP in den Wellen 
von 2000 und 2006 genutzt. Der Bruttostunden-
lohn wurde als Quotient aus dem letzten Brutto-
monatsverdienst und der vereinbarten Arbeitszeit 
errechnet. Es wurden nur Datensätze berücksich-
tigt, in denen beide Angaben vorhanden sind.  

Die Bruttostundenlohn-Angaben wurden für 
alle Arbeiter, Angestellten und Beamten ausge-
wertet. Dabei wurden Vollzeit- und Teilzeitbe-
schäftigte gleich behandelt. Ausgeschlossen wur-
den aufgrund sachlicher Überlegungen Personen 
mit einem Ein-Euro-Job sowie Auszubildende und 
Praktikanten. Zu beachten ist, daß Sonderzahlun-
gen wie beispielsweise Trinkgelder nicht zum 
Bruttostundenlohn gerechnet werden. Bei der Ab-
schätzung handelt es sich dennoch um eine eher 
konservative Rechnung, da beispielweise unbe-
zahlte Überstunden nicht berücksichtigt werden. 

Die Trennung nach Ost- und Westdeutschland 
erfolgte über die Wohnortsangabe. Berlin-Ost ist 
Ostdeutschland und Berlin-West Westdeutschland 
zugeordnet. Die Daten wurden mit den Hochrech-
nungsfaktoren des SOEP gewichtet, um repräsen-
tative Aussagen für die jeweilige Grundgesamt-
heit zu erhalten. 

Grundlage sind die Branchenangaben nach 
der Wirtschaftszweigklassifikation NACE. Aller-
dings hat ein Teil der befragten Personen keine 
Angabe zur Branchenzugehörigkeit gemacht. In 
kleineren Branchen sind die Fallzahlen extrem 
gering, so daß zunächst nur eine Auswertung nach 
Hauptwirtschaftsbereichen durchgeführt wurde. 
Einzelne größere Branchen des Zweistellers der 
Wirtschaftszweigklassifikation können direkt be-
trachtet werden. 

Ein Mindestlohn von 7,50 Euro je Stunde betrifft vor allem Arbeitsplätze  
im Dienstleistungssektor 

In der derzeitigen Debatte zur Einführung eines 
Mindestlohns werden verschiedene Vorschläge zur 
Ausgestaltung und zu dessen Höhe diskutiert. Oft 
ist ein Bruttomindestlohn von 7,50 Euro je Stunde 
im Gespräch. Dabei liegen aber keine aktuellen In-
formationen darüber vor, wie viele Geringverdie-
ner1 in den einzelnen Wirtschaftsbereichen gegen-
wärtig weniger als diesen Stundenlohn erhalten. 
Die Kenntnis des Umfangs dieses Personenkreises 
ist wichtig, um die Beschäftigungssituation im Nied-
riglohnbereich im Fall der Einführung eines Min-
destlohns abschätzen zu können. Zu vermuten ist, 
daß sich dieser Personenkreis auf einige Branchen 
konzentriert. Dieses Informationsdefizit zu verrin-
gern ist Ziel dieses Beitrags. Als Datengrundlage 
dient dabei das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) 
(vgl. Kasten). 

Vor allem in Ostdeutschland hoher Anteil von 
Geringverdienern 
Im Jahr 2006 verdienten in Ostdeutschland 19% der 
abhängig Beschäftigten weniger als 7,50 Euro je 
Stunde, in Westdeutschland waren es hingegen 9%.2 
Damit verdienen rund eine Million Arbeitnehmer in 
Ostdeutschland und ca. zweieinhalb Millionen ab-
hängig Beschäftigte in Westdeutschland einen Brutto-
stundenlohn unterhalb dieses Schwellenwerts. 

Eine zusätzliche Information über die Vertei-
lung der Arbeitnehmer nach ihren Bruttostunden-
löhnen gibt der Medianwert. Demnach verdienen 
50% der Arbeitnehmer in Ostdeutschland weniger 
als zwölf Euro je Stunde, in Westdeutschland lag 
dieser Wert bei 15 Euro je Stunde. Der vorgeschla-
gene Mindestlohn würde demnach in Ostdeutsch-
land ca. 62% und in Westdeutschland 50% des je-
weiligen Durchschnittswerts betragen. 

Um eine Aussage darüber treffen zu können, ob 
sich der Anteil der Geringverdiener erhöht hat, 
wird ein Vergleich mit der Situation im Jahr 2000 
durchgeführt. Dabei muß in Rechnung gestellt wer-
den, daß seitdem Löhne und Preise gestiegen sind. 
Der gegenwärtig geforderte Mindeststundenlohn 
von 7,50 Euro entsprach demnach im Jahr 2000 
                                                      
1 Im folgenden wird unter einem Geringverdiener ein Arbeit-

nehmer mit einem Bruttostundenlohn von weniger als  
7,50 Euro verstanden. 

2 Vgl. BRAUTZSCH, H.-U.; SCHULTZ, B.: Jeder fünfte 
Arbeitnehmer im Osten verdient weniger als 7,50 Euro je 
Stunde, in: IWH, Wirtschaft im Wandel 2/2008, S. 59. 

einem Bruttostundenlohn von 7,09 Euro.3 Unter-
halb dieses Werts wurden damals 22% der abhän-
gig Beschäftigten in Ostdeutschland und 7% in 
Westdeutschland entlohnt. Damit war der Anteil 
der Geringverdiener in Ostdeutschland im Jahr 2000 
etwas höher als im Jahr 2006, in Westdeutschland 
etwas niedriger. 

                                                      
3 Zur Preisbereinigung wurde der Deflator des Bruttoinlands-

produkts verwendet. 
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Abbildung 1: 
Anteil der abhängig Beschäftigtena im Jahr 2006 
mit einem Bruttostundenlohn unter 7,50 Euro nach 
Hauptwirtschaftsbereichen 

0%

20%

40%

60%

A D F G H I J K So keine 
Angabe

Westdeutschland

Ostdeutschland

IWH
a Arbeiter, Angestellte und Beamte, ohne Ein-Euro-Jobber, Auszubil-
dende und Praktikanten. 
A Land- und Forstwirtschaft 
D Verarbeitendes Gewerbe 
F Baugewerbe 
G Handel, Instandhaltung und Reparatur von Kfz etc. 
H Gastgewerbe 
I Verkehr und Nachrichtenübermittlung 
J Kredit- und Versicherungsgewerbe 
K Grundstücks- und Wohnungswesen, Vermietung beweglicher 

Sachen, Erbringung von wirtschaftlichen Dienstleistungen, 
anderweitig nicht genannt 

So Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden; Energie- und 
Wasserversorgung; Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen; 
Sonstige öffentliche und persönliche Dienstleistungen 

Quellen: Sozio-oekonomisches Panel Deutschland, 2006; Be-
rechnungen des IWH. 

Geringverdiener konzentrieren sich auf arbeits-
intensive Wirtschaftszweige 
Ein hoher Anteil an Arbeitnehmern, die weniger 
als 7,50 Euro je Stunde verdienen, ist in arbeitsin-
tensiven Branchen zu beobachten. Dies trifft ins-
besondere auf das Gastgewerbe, den Handel sowie 
die wirtschaftsnahen Dienstleister zu (vgl. Abbil-
dung 1). Im ostdeutschen Gastgewerbe erhielt so-
gar mehr als die Hälfte der Arbeitnehmer weniger 
als 7,50 Euro je Stunde. Hingegen gibt es bei-
spielsweise im Kredit- und Versicherungsgewerbe 
anteilig wenige Geringverdiener. 

Für einige Branchen, für die im SOEP eine hin-
reichend große Fallzahl vorliegt, lassen sich diffe-
renzierte Aussagen zum Anteil der Geringverdie-
ner treffen. So ist er im Einzelhandel sowie bei den 
wirtschaftsnahen Dienstleistern4 sowohl in Ost- als 
auch in Westdeutschland überproportional hoch 
(vgl. Abbildung 2). Zu letzteren gehören beispiels-
weise Wach- und Sicherheitsdienste, Call Center, 
Architekturbüros und Rechtsanwaltskanzleien. 

                                                      
4 Als wirtschaftsnahe Dienstleister werden im folgenden die 

Unternehmen des Bereichs Erbringung von wirtschaft-
lichen Dienstleistungen (WZ-Nummer 74) verstanden. 

Abbildung 2: 
Anteil der abhängig Beschäftigtena im Jahr 2006 
mit einem Bruttostundenlohn unter 7,50 Euro in 
ausgewählten Wirtschaftszweigen 
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28 Herstellung von Metallerzeugnissen  

(Teil des Hauptwirtschaftsbereichs D) 
29 Maschinenbau (Teil des Hauptwirtschaftsbereichs D) 
31 Herstellung von Geräten der Elektrizitätserzeugung u. ä.  

(Teil des Hauptwirtschaftsbereichs D) 
34 Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen  

(Teil des Hauptwirtschaftsbereichs D) 
52 Einzelhandel (Teil des Hauptwirtschaftsbereichs G) 
74 Erbringung von wirtschaftlichen Dienstleistungen  

(Teil des Hauptwirtschaftsbereichs K) 

Quellen: Sozio-oekonomisches Panel Deutschland, 2006; Be-
rechnungen des IWH. 

Betrachtet man den Medianwert, so verdiente 
im ostdeutschen Einzelhandel die Hälfte der Ar-
beitnehmer weniger als 9,50 Euro je Stunde (West-
deutschland: 11,50 Euro). Der vorgeschlagene Min-
destlohn von 7,50 Euro entspricht damit 79% des 
Mittelwerts (Westdeutschland: 65%). Bei den wirt-
schaftsnahen Dienstleistern sind es in Ostdeutsch-
land 8,50 Euro je Stunde (Westdeutschland: 13,50 
Euro je Stunde). Der anvisierte Mindestlohn ent-
spricht damit in Ostdeutschland 88% des Durch-
schnittswerts, in Westdeutschland sind es 65% 
(vgl. auch Abbildungen 3 und 4). 

In den vergangenen Jahren hat in Ostdeutsch-
land der Anteil der Beschäftigten bei den wirt-
schaftsnahen Dienstleistern deutlich zugenommen. 
Würde in Branchen mit einem hohen Anteil an Ge-
ringverdienern ein Mindestlohn in Höhe von 
7,50 Euro eingeführt, so ist zu vermuten, daß diese 
Unternehmen mit einem Abbau der Arbeitsplätze 
reagieren oder versuchen werden, unbezahlte Mehr-
arbeitsstunden durchzusetzen.  

Hingegen gibt es auch Wirtschaftszweige, in 
denen der Anteil der Geringverdiener klein ist. Da-
zu gehören beispielsweise die Herstellung von Me-
tallerzeugnissen sowie von Kraftwagen und der 
Maschinenbau. In diesen Branchen ist der Anteil 
hochqualifizierter und damit gut entlohnter Fach-
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Abbildung 3: 
Kumulierte Anteile der abhängig Beschäftigtena im
Jahr 2006 mit einem Bruttostundenlohn von ... bis 
... Euro im Wirtschaftszweig Einzelhandel (52) 
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Quellen: Sozio-oekonomisches Panel Deutschland, 2006; Be-
rechnungen des IWH. 

Abbildung 4: 
Kumulierte Anteile der abhängig Beschäftigtena

im Jahr 2006 mit einem Bruttostundenlohn von ... 
bis ... Euro im Wirtschaftszweig Erbringung von 
wirtschaftlichen Dienstleistungen (74) 
- in % - 

0

20

40

60

80

100

0,00 EUR 7,50 EUR 15,00 EUR 22,50 EUR 30,00 EUR 37,50 EUR

Westdeutschland 

Ostdeutschland 

IWH
a Arbeiter und Angestellte, ohne Ein-Euro-Jobber, Auszubildende und 
Praktikanten. 

Quellen: Sozio-oekonomisches Panel Deutschland, 2006; Be-
rechnungen des IWH. 

kräfte entsprechend überdurchschnittlich hoch und 
einfache Tätigkeiten dürften größtenteils – nicht 
zuletzt infolge des Lohndrucks – bereits ausgela-
gert bzw. substituiert worden sein. Die Einführung 
eines Mindestlohns in Höhe von 7,50 Euro dürfte 
in diesen Branchen nur geringe Wirkung zeigen. 

Sonderfall: Mindestlohn im Baugewerbe 
Gültige und durch Rechtsverordnung verbindliche 
Mindestlöhne aufgrund des Arbeitsnehmer-Entsen-
degesetzes gibt es zur Zeit im Baugewerbe, Elektro-
handwerk, Maler- und Lackiererhandwerk, Dach-
deckerhandwerk, bei den Briefdienstleistungen so-

wie bei der Gebäudereinigung.5 Die ersten vier ge-
nannten Tarifbereiche betreffen das nach der Klas-
sifikation der Wirtschaftszweige WZ 2003 abge-
grenzte Baugewerbe. Zu beachten ist, daß nicht 
alle Arbeitnehmer, die gemäß dieser Klassifikation 
dem Baugewerbe zugeordnet werden, in einem 
Betrieb oder Betriebsteil arbeiten, der an den ge-
setzlichen Mindestlohn der vier das Baugewerbe 
betreffenden Tarifbereiche gebunden ist. Anhand des 
SOEP kann jedoch nicht entschieden werden, ob 
ein Arbeitnehmer zu einem mindestlohnpflichtigen 
Betrieb oder Betriebsteil gehört. Daher wurden für 
die Baubranche die Beschäftigtenanteile sowohl 
für die derzeit diskutierte Mindestlohngrenze von 
7,50 Euro als auch für die im Jahr 2006 (bis Sep-
tember) geltenden Mindestlöhne ausgezählt. Die ge-
setzlichen Mindeststundenlöhne betrugen im Bau-
gewerbe in Ostdeutschland 8,80 Euro und in West-
deutschland 10,20 Euro. 
 
Abbildung 5: 
Anteil der abhängig Beschäftigtena im Baugewerbe 
im Jahr 2006 mit einem Bruttostundenlohn unter 
7,50 Euro bzw. unter dem gesetzlichen Mindestlohnb 
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In Abbildung 5 ist der Anteil der abhängig Be-
schäftigten angegeben, die weniger als den gesetz-
lich fixierten Mindestlohn beziehungsweise sogar 
weniger als 7,50 Euro je Stunde verdienen. In Ost-
deutschland erhielten 15% der Arbeitnehmer im 
Baugewerbe weniger als 7,50 Euro je Stunde, knapp 
30% der abhängig Beschäftigten weniger als den 
gesetzlichen Mindestlohn. Jeder neunte westdeut-
sche Arbeitnehmer verdiente in dieser Branche 
weniger als 7,50 Euro je Stunde und jeder sechste 
weniger als die gesetzlich festgelegte Lohnunter-

                                                      
5 Vgl. BUNDESMINISTERIUM FÜR ARBEIT UND SO-

ZIALES: Verzeichnis der für allgemeinverbindlich erklär-
ten Tarifverträge (Stand: 1. Januar 2008).  
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grenze. Allerdings läßt sich anhand des SOEP – wie 
bereits erwähnt – nicht eindeutig klären, wie viele 
abhängig Beschäftigte unter die Bestimmungen 
des Entsendegesetzes fallen. 

Fazit 
Der Anteil der abhängig Beschäftigten, die weni-
ger als 7,50 Euro je Stunde verdienen, ist in ar-
beitsintensiven Branchen wie beispielsweise dem 
Einzelhandel und den wirtschaftsnahen Dienstlei-
stern besonders hoch, während er in weniger ar-
beitsintensiven Branchen wie im Verarbeitenden 
Gewerbe vergleichsweise klein ist. In Branchen 
mit einem niedrigen Anteil von Geringverdienern 

dürfte die Einführung eines gesetzlichen Mindest-
lohns von geringer Bedeutung sein.  

Hingegen könnte in Branchen mit einem hohen 
Anteil von Geringverdienern die Einführung eines 
Mindestlohns Arbeitsplätze in Gefahr bringen. Ob 
gerade die wirtschaftsnahen Dienstleister betroffen 
wären, hängt davon ab, inwieweit die niedrigen 
Löhne ausschlaggebend für den vor allem in Ost-
deutschland beobachteten Beschäftigungsaufbau in 
den vergangenen Jahren waren. 

 
Hans-Ulrich Brautzsch 

(Ulrich.Brautzsch@iwh-halle.de) 
Birgit Schultz 

(Birgit.Schultz@iwh-halle.de) 

Das europäische CO2-Emissionshandelssystem: 
Was haben wir bisher gelernt? 

Mit dem Kyoto-Protokoll wurde 1997 ein interna-
tionales Abkommen mit der Zielsetzung, die glo-
balen Treibhausgasemissionen zu senken, beschlos-
sen. Im Rahmen des Protokolls verpflichtete sich 
Europa, seine Emissionen zwischen 2008 und 2012 
gegenüber dem Basisjahr 1990 um 8% zu reduzie-
ren. Die EU-Mitgliedsstaaten verständigten sich 
im Juni 1998 im Rahmen des Übereinkommens 
zum Lastenausgleich (sogenanntes burden sharing) 
auf unterschiedlich große Anteile am Minderungs-
ziel für die einzelnen Mitgliedsstaaten. Deutsch-
land erklärte sich bereit, seine Emissionen um 21% 
zu senken. 

Im Kyoto-Protokoll sind drei Instrumente zur 
Reduktion des Treibhausgasausstoßes vorgesehen. 
Erstens finanzieren Industrienationen6 im Rahmen 
des Mechanismus für umweltverträgliche Entwick-
lung (Clean Development Mechanism, CDM) treib-
hausgasmindernde Projekte in Entwicklungsländern 
und erwerben so „carbon-credits“, die auf die ei-
gene Reduktionsverpflichtung angerechnet werden 
können. Zweitens investieren Industrienationen bei 
der gemeinsamen Umsetzung (Joint Implementa-
tion, JI) in treibhausgasmindernde Projekte anderer 
Industrienationen und erwerben so zusätzliche 
Emissionsrechte für die heimische Schadstoffpro-
duktion. Das dritte Instrument bildet die Grundlage 
für den Emissionshandel in Europa. Durch den 
Handel mit Emissionszertifikaten soll die Reduk-

                                                      
6  Vgl. Kyoto-Protokoll, Anhang B. 

tion von Treibhausgasemissionen dort erfolgen, wo 
sie am kosteneffizientesten ist.7 Die Erfahrungen 
mit diesem Instrument sind Gegenstand dieser Un-
tersuchung. 

Der Verfall der Zertifikatepreise in der ersten 
Handelsperiode 
Wissenschaftliche Studien sagten im Vorfeld des 
Emissionshandels einen Zertifikatepreis zwischen 
fünf und zehn Euro voraus.8 Entgegen den Erwar-
tungen kletterte der Preis pro Zertifikat am Spot-
markt der Leipziger Energiebörse (EEX) von rund 
zehn Euro im März 2005 bis auf knapp 29 Euro im 
Juni 2005, pendelte sich dann zwischen 20 und 25 
Euro ein und stieg bis 19. April 2006 erneut auf 
knapp 30 Euro.  

Die Höhe der Zertifikatspreise bis Mitte Mai 
2006 erscheint zunächst überraschend, da die Ko-
                                                      
7 Bereits Anfang der 90er Jahre wurde die Einführung einer 

EU-weiten CO2-Steuer diskutiert (vgl. COMMISSION OF 
THE EUROPEAN COMMUNITIES: Proposal for a Council 
Directive Introducing a Tax on Carbon Dioxide Emissions 
and Energy. COM(92) 226 final, 1992). Diese scheiterte je-
doch spätestens im Dezember 1994 am Widerstand einiger 
Mitgliedsstaaten, Kompetenzen in der nationalen Steuerge-
staltung an die EU abzutreten, sowie aufgrund massiver 
Lobbyarbeiten (vgl. COLLIER, U.: The Europan Union’s 
Climate Change Policy: Limiting Emissions or Limiting Po-
wers?, Journal of European Public Policy 3:1 March 1996, 
p. 128). 

8  Vgl. MATTHES, F. C. et al.: Auswirkungen des euro-
päischen Emissionshandelssystems auf die deutsche Indu-
strie. Endbericht, 2003, S. 109. 
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Abbildung 1: 
Kursverlauf Emissionszertifikate an der EEX 
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sten für die Vermeidung einer Tonne CO2 allge-
mein als geringer angesehen wurden. Eine mög-
liche Erklärung für die Kursentwicklung ist Spe-
kulation. Die andere folgt aus dem Sachverhalt, 
daß die Einsparung von CO2-Emissionen kurzfri-
stig vor allem durch die Substitution von Brenn-
stoffen erfolgen kann. Bei hohen Emissionspreisen 
könnte so die Leistungsabgabe von Braunkohle-
kraftwerken verringert und die Nutzung von Gas-
kraftwerken dafür verstärkt worden sein. Da der 
Preis für Erdgas im ersten Handelsjahr stark ge-
stiegen war,9 lohnte der Brennstoffwechsel häufig 
nicht. So stieg die Nachfrage nach Emissionszerti-
fikaten und damit der Preis. Weiter könnten Unsi-
cherheiten über die zukünftigen Klimaziele im 
Rahmen des Emissionshandels ein Grund gewesen 
sein, um Investitionen mit längerfristigem Pla-
nungshorizont in emissionsärmere Technologien 
oder Effizienzsteigerungen zu unterlassen. Statt-
dessen dürften Zertifikate auf Vorrat gehalten wor-
den sein. 

Zusätzlich könnte die Nachfrage aus Großbri-
tannien, Spanien, Irland und Italien für gestiegene 
Preise verantwortlich gewesen sein. Diese Staaten 
hatten weniger Zertifikate ausgegeben, als benötigt 
worden wären. So kaufte im Jahr 2005 z. B. Groß-
britannien 33 Mio. Zertifikate am europäischen 
Markt.  

Nachdem bereits acht Länder ihre Emissions-
daten vor deren offizieller Veröffentlichung durch 
die europäische Kommission bekanntgaben und 
durch ein Sicherheitsloch im europäischen Zent-
ralregister bekannt wurde, daß die tatsächlichen 
Emissionen 2005 um etwa 70 Mio. Tonnen CO2 nied-
                                                      
9  2005 um rd. 30% und 2006 um rd. 15%. Quelle: Eurostat. 

riger lagen, als Zertifikate zugeteilt worden waren, 
rutschte der Kurs am 12. Mai 2006 auf rund zehn 
Euro ab. In der Folgezeit wurde deutlich, daß fast 
alle Mitgliedsländer mehr Zertifikate zugeteilt hatten, 
als emittiert wurde. Lediglich Spanien, Irland, Groß-
britannien, Slowenien, Italien und Österreich hatten 
weniger Berechtigungen ausgegeben, als benötigt 
wurden. 

Zwar erholte sich der Kurs in der Folgezeit bei 
15 bis 18 Euro etwas, begann aber ab Ende Sep-
tember 2006 kontinuierlich zu fallen. Im Februar 
2007 unterschritt er die Ein-Euro-Marke. Ende 2007 
war ein Emissionszertifikat einen Eurocent wert. 
Analysten sprachen von einer „anhaltenden Flut“ 
an überschüssigen EU-Allowances als dem Haupt-
grund für den Preisverfall. Ein weiterer Faktor ist 
die Tatsache, daß überzählige Emissionszertifikate 
nicht in die Handelsperiode 2008/2012 übertragbar 
waren. Futures auf Zertifikate der zweiten Han-
delsperiode 2008 bis 2012 wurden währenddessen 
unbeeindruckt zwischen 15 Euro und 23 Euro ge-
handelt.  

Europäischer Emissionshandel in der ersten 
Handelsperiode als Lernphase konzipiert 
In Deutschland sind rund 54% der Emissionen 
durch das Emissionshandelssystem erfaßt. Bei der 
DEHSt wurden für die erste Handelsperiode Zu-
teilungsanträge für 2 060 Anlagen gestellt. Die 
DEHSt geht davon aus, daß ein Teil der Antrag-
steller verbindlich negative Bescheide erwirken woll-
te, um eine Teilnahmepflicht auszuschließen. Von 
1 849 in Deutschland teilnehmenden Anlagen sind 
1 234 Anlagen der Energiewirtschaft zuzurechnen. 

Das Emissionsbudget für die deutsche Industrie 
lag in der Handelsperiode 2005 bis 2007 bei 1 485 
Mio. Tonnen CO2, also 495 Mio. Tonnen CO2/Jahr. 
Davon wurden der Energiewirtschaft insgesamt 
1 170,28 Mio. Tonnen zugeteilt – rund 80%. Für neue 
Anlagen war eine Reserve von drei Mio. Zertifi-
katen vorgesehen. Für bereits bestehende Anlagen 
konnten Zertifikate für vor dem 1. Januar 1994 er-
brachte Emissionsminderungen eingefordert wer-
den (sogenannte early actions).  

Für die erste Handelsperiode mußten nach der 
Emissionshandelsrichtlinie mindestens 95% der Zer-
tifikate kostenfrei vergeben werden. In Deutsch-
land wurden 100% kostenfrei zugeteilt. Die Zu-
teilung wurde für bereits bestehende Anlagen auf-
grund bisheriger Emissionsmengen vorgenommen 
(sogenanntes Grandfathering).10 Neuanlagen erhiel-
                                                      
10  §7, §8 ZuG 2007 und §10, §11 ZuV 2007. 
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Kasten: 
Der europäische Emissionsrechtehandel 

Zum 1. Januar 2005 hat die Europäische Union ein Handelssystem mit Emissionszertifikaten (Emission 
Trading System; EU ETS) gestartet. Es untergliedert sich in zwei Handelsperioden: einer ersten Testphase 
von 2005 bis 2007 („Vor-Kyoto-Periode“) und der sogenannten „Kyoto-Phase“ von 2008 bis 2012. Das 
EU ETS ist als Vorstufe zu einem internationalen Emissionsrechtehandel (IET) gedacht. Während im EU 
ETS nur das Treibhausgas CO2 gehandelt wird, sollen im IET die sechs im Kyoto-Protokoll genannten 
Treibhausgasea gehandelt werden.  

Alle Unternehmen, die dem Handelssystem unterliegen, erhalten für die jeweilige Handelsperiode ein 
bestimmtes, kostenfrei zugeteiltes Emissionsbudget in Form von Zertifikaten (European Allowance Units, 
EAU). Dabei erlaubt jedes Zertifikat die Emission von einer Tonne CO2. Emittiert ein Unternehmen weni-
ger Kohlendioxid, als ihm Zertifikate zugeteilt worden sind, kann es die überschüssigen Zertifikate verkau-
fen. Übersteigen die Emissionen eines Unternehmens sein Budget, muß es Zertifikate zukaufen.  

Das EU ETS deckt über 10 000 CO2-emittierende Anlagen in Europa ab (vgl. Tabelle), die für fast die 
Hälfte der CO2-Emissionen verantwortlich sind. In Deutschland unterlagen in der ersten Handelsperiode 
1 075 Unternehmen mit 1 849 Anlagen dem Handelssystem. In der zweiten Periode sind 1 625 Anlagen 
vom Emissionshandel betroffen. 

Die EU-Emissionshandelsrichtlinie 2003/87/EG legt fest, daß strom- und wärmeerzeugende Anlagen 
mit mehr als 20 Megawatt Leistung sowie Anlagen der Eisenmetall-, Zement-, Glas-, Keramik- und Pa-
pierproduktion, also hauptsächlich Industriezweige mit energieintensiven Feuerungsanlagen, vom ETS be-
troffen sind. Die Verteilung der Berechtigungen auf die einzelnen Anlagen wurde auf nationaler Ebene den 
einzelnen Mitgliedsstaaten überlassen. Dazu wurden nationale Zuteilungspläne (Nationaler Allokations-
plan, NAP) erstellt und der Europäischen Kommission zur Prüfung auf Konformität vorgelegt.  

Um am ETS teilnehmen zu können, muß jedes Mitgliedsland ein nationales Emissionsregister führen. 
Die Konten im Register der deutschen Emissionshandelsstelle (DEHSt) können öffentlich eingesehen wer-
den. Jeder Anlagenbetreiber unterhält dort ein Anlagenkonto. Die Zuteilung der Zertifikate erfolgt jeweils 
bis zum 28. Februar für das laufende Kalenderjahr. Anhand einer Identifikationsnummer ist verzeichnet, 
wer welches Zertifikat besitzt. Jede Transaktion im deutschen Register muß vom europäischen Zentralregi-
ster (CITL) überprüft und bestätigt werden.  

Nach Ablauf eines Kalenderjahres muß jeder Anlagenbetreiber bis Ende April des Folgejahres Zertifi-
kate in Höhe seiner Emissionen zurückgeben. Besitzt ein Anlagenbetreiber zu wenig Zertifikate, ist je feh-
lendes Zertifikat eine Strafabgabe von 40 Euro zu entrichten. Ab 2008 wird der fällige Betrag auf 100 Euro 
angehoben. Zusätzlich müssen fehlende Zertifikate im Folgejahr nachgereicht werden. Zertifikate können 
von den Anlagenbetreibern verkauft oder innerhalb einer Handelsperiode zwischen den Jahren übertragen 
werden (sogenanntes banking and borrowing).  

Bis Ende März eines Kalenderjahres muß ein Unternehmen in Deutschland die Emissionen des vorhe-
rigen Jahres ermittelt und in einem Emissionsbericht an die zuständigen Behörden weitergeleitet haben. 
Vor Abgabe muß der Bericht durch einen Sachverständigen geprüft werden.b Der Erfüllungsstatus jeder 
Anlage ist jeweils ab 15. Mai der Öffentlichkeit zugänglich.  

Die tatsächlich emittierte Menge an CO2 wird i. d. R. rechnerisch aus dem Rohstoffverbrauch oder dem 
Endprodukt ermittelt. Eine reale Messung der Emissionen ist zwar möglich, jedoch ist eine bessere Ge-
nauigkeit gegenüber rechnerischen Verfahren darzulegen.c 

 

a Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4), Lachgas (Distickstoffmonoxid; N2O), teilhalogenierte Flourkohlenwasserstoffe (H-FKW/HFC), per-
flourierte Kohlenwasserstoffe (FKW/PFC) und Schwefelhexaflourid (SF6). – b Vgl. §5 Abs. 3 TEHG. – c Vgl. § 9 ZuV 2007. 

ten die Zuteilung nach dem Stand der Technik (so-
genanntes Benchmarking).11 

Die 2005 beantragte Menge an Emissionsbe-
rechtigungen lag um 2,8% über dem Maximalbud-
get von 1 485 Mio. Tonnen CO2 für die Jahre 2005 
                                                      
11  §10, §11 ZuG 2007. 

bis 2007. Der Hauptgrund hierfür dürfte die soge-
nannte Optionsregel12 gewesen sein, die es Betrei-
bern bestehender Anlagen erlaubte, Berechtigun-
gen auf Grundlage von Produktionsprognosen an-
statt historischer Emissionen zu beantragen. Von 
                                                      
12  §7 Abs.12 ZuG 2007. 
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dieser Regelung wurde häufiger Gebrauch gemacht 
als ursprünglich angenommen. Zur Einhaltung des 
Maximalbudgets erfolgte deshalb eine anteilige Kür-
zung bei einem Großteil der Zuteilungen. So be-
kamen fast alle emissionshandelspflichtigen Anla-
genbetreiber weniger Zertifikate zugeteilt als be-
antragt.  

Der erste deutsche Allokationsplan wurde teil-
weise von der EU-Kommission beanstandet. So 
wurden zunächst die sogenannten Ex-post-Anpas-
sungen13 untersagt. Diese Entscheidung hatte Aus-
wirkungen auf die Zuteilungsvolumina der ersten 
Handelsperiode. Der deutsche Gesetzgeber wollte 
sich dieses Instrument zur nachträglichen Korrek-
tur vorbehalten. Falls zu viele Berechtigungen aus-
gegeben werden, sollte durch nachträglichen Wi-
derruf der Zuteilungsentscheidung und Einziehung 
überschüssiger Zertifikate verhindert werden, daß 
zu viele Zertifikate im Umlauf sind. Im September 
2004 klagte daraufhin die Bundesrepublik Deutsch-
land. Erst im November 2007 entschied das Euro-
päische Gericht erster Instanz (EuG), daß die nach-
trägliche Kürzung bei Zertifikaten nach Europa-
recht doch zulässig ist.  

Nach anfänglichen technischen Schwierigkeiten 
wurden bis Anfang Juni 2006 knapp 3 000 Trans-
aktionen im deutschen Emissionsregister vollzo-
gen, wovon rund die Hälfte nationale Transaktio-
nen waren. Etwa ein Viertel der Transaktionen ging 
ins Ausland, ein weiteres kam aus dem Ausland. 
Insgesamt wurden 2005 etwa 90 Mio. Emissionsbe-
rechtigungen übertragen. 2006 wurden rund 210 Mio. 
Zertifikate umgesetzt. Bis Ende 2007 betrug das 
Handelsvolumen insgesamt 530 Mio. Zertifikate  
– etwas mehr als ein Jahresbudget Deutschlands.  

Im Jahr 2005 wurden insgesamt 473,7 Mio. 
Tonnen CO2 von handelspflichtigen Anlagen emit-
tiert – etwa 4% weniger als mit 495 Mio. Tonnen 
im Budget veranschlagt. 2006 wurden 477,3 Mio. 
Tonnen CO2 ausgestoßen – ca. 3,6 Mio. Tonnen 
mehr als 2006.  

Nach Daten der DEHSt sind große Teile des 
Überschusses auf die rege Verwendung der Op-
tionsregel zurückzuführen. Sie wurde für die erste 
Handelsperiode für 514 bestehende Anlagen zur 
Anwendung gebracht. Etwa 22% der Zertifikate 
gehen auf die Anwendung der Early-action-Regel 
zurück. Der Großteil hiervon ging nach Ostdeutsch-
land, was auf dortige Anlagenstillegung und Mo-
dernisierung in den 90er Jahren zurückzuführen ist.  

                                                      
13  §8 Abs 4. ZuG 2007. 

Als problematisch kann die Anlagenverteilung 
bezeichnet werden. Einerseits sind 1 200 der 1 849 
Anlagenbetreiber Kleinstemittenten, die zusammen 
lediglich 3% der Emissionen verursachen. Diese 
können nur einen geringen Beitrag zur Minderung 
der Emissionen leisten, haben aber einen relativ 
hohen Verwaltungsaufwand zu verkraften. Auf der 
anderen Seite sind die sechs größten Kraftwerke in 
Deutschland für 25% der Emissionen verantwort-
lich. 90% der Zuteilungsmenge entfallen auf 278 
Anlagen.  

Bis Ende 2005 wurden von emissionspflichti-
gen Anlagen gegenüber dem Durchschnitt der Ba-
sisperiode 2000 bis 2002 von 474,5 Mio. Tonnen 
die CO2-Emissionen um 0,8 Mio. Tonnen gesenkt. 
Zum Jahresende 2006 war gegenüber dem Durch-
schnitt der Basisperiode keine Reduktion mehr zu 
verzeichnen.  

Das auffälligste Marktergebnis des Emissions-
handels in der ersten Handelsperiode waren die 
sogenannten windfall-profits der Energiewirtschaft. 
Die Emissionszertifikate wurden kostenlos an die 
Unternehmen verteilt. Gleichzeitig konnten die 
Stromerzeuger den Wert der Zertifikate als Oppor-
tunitätskosten auf den Marktpreis für Strom auf-
schlagen.14 Betriebswirtschaftlich gesehen ist dies 
korrekt, da die Zertifikate einen Wert haben und auch 
am Markt hätten verkauft werden können. Das Ver-
halten der Stromkonzerne stellt allerdings einen In-
dikator für die geringe Wettbewerbsintensität im 
Energiesektor dar.15 

Letztendlich hat die kostenlose Zuteilung der 
Emissionszertifikate dazu geführt, daß die Strom-
kunden die finanzielle Hauptlast zu tragen hatten. 
Dies war nach dem Verursacherprinzip auch ge-
wünscht.16 Auffällig ist, daß gleichzeitig die Strom-
konzerne massiv profitiert haben, was auch zu po-
litischen Diskussionen in Form von Bundestags-
anfragen und Plenarsitzungen führte. Ob die Strom-
versorger unter diesen Voraussetzungen einen An-
reiz hatten, in die Effizienz ihrer Anlagen zu inve-
stieren, kann als fraglich bezeichnet werden.  

                                                      
14  Bis zu 1,5 ct pro kWh. Vgl. DONNER, S.; STRATMANN, A.: 

Erfahrungen nach dem ersten Jahr des europäischen 
Emissionshandels, Deutscher Bundestag – Wissenschaft-
licher Dienst, INFO-BRIEF WD 8 – 169/06, 2006, S. 15. 

15  Die adversen Effekte auf den Wettbewerb und die Ver-
änderung der strategischen Optionen durch den Emissions-
handel sollen in diesem Artikel thematisch nicht weiter ver-
tieft werden. 

16  HEYMANN, E.: EU-Emissionshandel. Verteilungskämpfe 
werden härter. Deutsche Bank Research. Aktuelle Themen 
377, 2007, S. 2. 
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Tabelle: 
Zertifikate im Zeitraum 2005 bis 2006, geprüfte Emissionen und Zuteilung für die zweite Handelsperiode 

 

Geprüfte Emissionen (Mio. t) Jährliche Zu- 
teilungen Durch-
schnitt 2005-2007 

(Mio. t) 

Anzahl der Anlagen Jährliche  
Zuteilung  
2008-2012 

(Mio. t) 2005 2006 2005 2006 
Österreich 33,4 32,4 32,9 199 197 30,7 
Belgien 55,4 54,8 62,1 309 309 58,5 
Zypern 5,1 5,3 5,7 13 13 5,5 
Tschechische Republik 82,5 83,6 97,3 395 405 86,8 
Deutschland 474,6 477,6 498,4 1 842 1 851 453,1 
Dänemark 26,5 34,2 33,5 380 388 24,5 
Estland 12,6 12,1 19,0 43 47 12,7 
Spanien 183,6 178,6 178,8 800 944 152,3 
Finnland 33,1 44,6 45,5 578 589 37,6 
Frankreich 131,3 123,3 154,9 1 084 1 089 132,8 
Griechenland 71,3 70,0 74,4 140 152 69,1 
Ungarn 26,0 25,8 31,7 229 239 26,9 
Irland 22,4 21,7 22,3 109 114 22,3 
Italien 225,9 227,1 223,1 943 996 195,8 
Litauen 6,6 6,5 12,3 93 99 8,8 
Luxemburg 2,6 2,7 3,4 15 15 2,5 
Lettland 2,9 2,9 4,6 93 101 3,4 
Malta n. a. n. a. 0,8 n. a. n. a. 2,1 
Niederlande 80,4 76,7 88,9 210 211 85,8 
Polen 202,3 208,6 237,8 817 817 208,5 
Portugal 36,4 33,1 38,2 243 254 34,8 
Schweden 19,4 19,9 23,2 705 730 22,8 
Slowenien 8,7 8,8 8,7 98 98 8,3 
Slowakei 25,2 25,5 30,5 175 173 32,6 
Großbritannien 242,5 251,1 224,8 769 774 246,2 
Bulgarien n. a. n. a. 42,3 n. a. n. a. 42,3 
Rumänien n. a. n. a. 74,8 n. a. n. a. 75,9 
Insgesamt 2 010,6 2 027,0 2 269,8 10 282 10 605 2 082,6 

Quelle: EU Kommission; Darstellung des IWH. 

Der Hauptkritikpunkt an der ersten Handelspe-
riode resultiert daraus, daß die nationalen Alloka-
tionspläne zu großzügig ausgefallen sind. Ehrgei-
zige Klimaschutzziele waren so schwer zu errei-
chen. Die Beeinträchtigung des Systems durch 
eine Überausstattung mit Emissionsberechtigungen 
ist eine der wichtigsten Lehren dieser Periode. Als 
ein weiteres Manko wurde die mangelnde Trans-
parenz durch Sonderregelungen bei der Aufstel-
lung der Allokationspläne in den einzelnen Mit-
gliedsstaaten bezeichnet.  

Von verschiedenen Seiten bemängelt wurde die 
kostenfreie Vergabe der Lizenzen.17 Vor allem staat-

                                                      
17  Nach Artikel 10 der EU-Emissionshandelsrichtlinie ist in der 

ersten Handelsperiode eine kostenlose Verteilung von 95% 

liche Stellen, Nichtregierungsorganisationen und 
Börsenhändler hätten eine Versteigerung der Zerti-
fikate begrüßt, während sich Unternehmen und In-
teressenverbände eher für eine kostenlose Vertei-
lung einsetzten.18 Eine Versteigerung wäre vorteil-
haft gewesen: Der Marktmechanismus hätte schon 
im Vergabeprozeß seine Kraft entfalten können, 
um eine effiziente Allokation herbeizuführen. Im 
theoretischen Idealfall entspricht der Auktionspreis 
den Grenzvermeidungskosten. Das System würde 
vereinfacht, da die anlagenbezogenen Mengenpläne 

                                                                                    
der Emissionsrechte vorgeschrieben. In der zweiten Handels-
periode werden mindestens 90% kostenfrei zugeteilt. 

18  EUROPEAN COMMISSION – DG ENVIRONMENT, 
McKINSEY & COMPANY, ECOFYS: Review of EU 
Emissions Trading Scheme, 2005, p. 3. 



Wirtschaft im Wandel 3/2008 110

und deren Koordination entfallen. Außerdem wür-
de der Einfluß von Lobbygruppen reduziert, die 
versuchen könnten, die Vergabe von Zertifikaten 
zu ihren Gunsten zu beeinflussen.  

Trotz aller Schwierigkeiten wurde der Start des 
Emissionshandels auf europäischer Ebene insge-
samt als Erfolg gewertet.19 Die erste Handelsphase 
war als Lernphase konzipiert. Das System ist in 
seiner Größe und Komplexität eine weltweite Neu-
heit. Eine große Herausforderung war es, in sehr 
kurzer Zeit sehr viele verschiedene Interessen mit-
einander in Einklang zu bringen.  

Jedoch mußten Lehren aus der ersten Handels-
periode gezogen werden, die auch in die Leitlinien 
zur Erstellung der neuen Allokationspläne einge-
flossen sind. Viele Allokationspläne der ersten 
Handelsperiode waren zu komplex und undurch-
sichtig.20 Dies erzeugte Unsicherheit sowohl bei 
den Firmen als auch bei anderen Akteuren. Zu-
künftig sollten die Regeln und Zuteilungsmetho-
den vereinfacht werden. 

Die europäische Kommission hat aus den Feh-
lern der ersten Periode ihre Lehren gezogen und 
für die zweite Handelsperiode angekündigt, stren-
ger mit den Allokationsplänen zu verfahren. So 
werden den EU-Mitgliedsstaaten für die kommen-
den fünf Jahre nur noch rund 2 083 Mio. Lizenzen 
zugeteilt – 187 Mio. oder ca. 8% weniger als bis-
her (vgl. Tabelle). Deutschland muß beispiels-
weise mit einem Minus von fast 10% leben. Wei-
ter forderte die Kommission, verstärkt Versteige-
rungen für maximal 10% der Berechtigungen vor-
zunehmen. Ex-post-Korrekturen sollten nicht mehr 
zugelassen werden, um eine verläßliche und stabile 
Zuteilung zu gewähren.  

Die zweite Handelsperiode aus deutscher Sicht 
Im Sommer 2006 wurde der nationale Allokations-
plan Deutschlands für die zweite Handelsperiode 
(NAP2) der EU-Kommission vorgelegt. Wurden nach 
dem NAP1 noch 495 Mio. Tonnen CO2-Emis-
sionen pro Jahr zugeteilt, so waren im ursprüng-
lichen NAP2 482 Mio. Tonnen vorgesehen. Später 
verschärfte das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) seinen 

                                                      
19  DIMAS, S.: Developing the European Climate Change Pro-

gramme, SPEECH/05/635, Brussels, 24 October 2005, p. 2. 
20  Vgl. KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEIN-

SCHAFTEN: Mitteilung der Kommission: Neue Hinweise 
zu den Zuteilungsplänen für den Handelszeitraum 2008-
2012 des Systems für den EU-Emissionshandel, KOM(2005) 
703 endgültig, 2005, S. 4. 

Klimaschutzplan auf 465 Mio. Tonnen. Hintergrund 
ist die weitere Datenerhebung zu den tatsächlichen 
Emissionen. Diese fielen geringer aus als zunächst 
angenommen. Die EU-Kommission schloß im No-
vember 2006 ihre Bewertung ab und forderte er-
hebliche Nachbesserungen. Allen voran sollte 
Deutschland sein Emissionsziel auf 453,1 Mio. 
Tonnen CO2 pro Jahr reduzieren. Laut EU-Kom-
mission kann Deutschland mit dem ursprünglich 
vorgelegten NAP2 sein Kyoto-Emissionsziel nicht 
erreichen. Die Reduktionspotentiale seien höher 
als angenommen.  

So enthält der deutsche Allokationsplan und das 
zugehörige Zuteilungsgesetz für die zweite Han-
delsperiode (ZuG 2012) einige Veränderungen im 
Vergleich zu früheren Regelungen. Für die Anla-
gen des Produzierenden Gewerbes und für die 
Energiewirtschaft gibt es nun unterschiedliche Er-
füllungsfaktoren. Gegenüber dem Durchschnitt der 
Jahre 2000 bis 2005 soll das Produzierende Ge-
werbe seine Emissionen um 1,25%, die Energie-
wirtschaft die ihrigen um 15% reduzieren. Die Be-
gründung liegt im internationalen Wettbewerb und 
im hohen Anteil der prozeßbedingten Emissionen 
in der Industrie als auch in den „windfall-profits“ 
der Energieversorger. Der höhere Erfüllungsfaktor 
für die Stromwirtschaft soll einen Anreiz darstel-
len, in neue, energieeffizientere Kraftwerke zu in-
vestieren. Eine Malusregel sollte diesen Anreiz 
unterstützen: Für besonders alte und ineffiziente 
Kraftwerke war zeitweise eine um nochmals 15% 
gekürzte Zuteilung vorgesehen.  

Eine zentrale Neuerung im Zuge des zweiten 
nationalen Allokationsplans ist die Umstellung des 
Zuteilungssystems für Energieanlagen auf ein Bench-
mark-System. Die Zuteilung erfolgt nun nicht mehr 
auf Grundlage historischer Emissionen, sondern 
anhand von Produktionsmenge und Brennstoff. 
Maßstab für die Zuteilung bei neuen Kraftwerken 
ist die jeweils modernste verfügbare Kraftwerks-
technologie innerhalb einer bestimmten Brennstoff-
klasse. Somit liegt ein brennstoffabhängiger Bench-
mark vor, der dazu führt, daß bei gleicher Strom-
erzeugungsleistung Kohlekraftwerke mehr Emis-
sionsrechte erhalten als z. B. Gaskraftwerke. So ist 
bei der Verwendung gasförmiger Brennstoffe ein 
Emissionswert von 365 g CO2 je kWh angesetzt, 
bei der Verwendung von anderen Brennstoffen 
(z. B. Kohle) ein Emissionswert von 750 g CO2 
pro kWh.21 Die effektiven Anreize, bei der in den 
nächsten Jahren anstehenden Erneuerung des Kraft-
                                                      
21 Anhang 3, Teil A ZuG 2012. 
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werkparks auf emissionsärmere Energieformen um-
zustellen, könnten sich somit konstruktionsbedingt 
als geringer erweisen als angenommen.  

Weiter wurden mit dem neuen Zuteilungsgesetz 
einige Sonderregelungen der ersten Handelspe-
riode abgeschafft, um die Transparenz zu erhöhen 
und die Vorhersagbarkeit des Verteilungsergebnis-
ses zu verbessern. Während es in der ersten Han-
delsperiode noch 58 Kombinationen von Sonder-
regelungen bei der Beantragung von Zertifikaten 
gab, ist deren Anzahl nun deutlich geringer: So 
wurde die Optionsregel, die in der ersten Handels-
periode letztendlich zur anteiligen Kürzung führte, 
nicht in das neue ZuG 2012 übernommen. Auch 
Ex-post-Korrekturen und die Sonderregel für die 
Stillegung von Kernkraftwerken gibt es künftig 
nicht mehr.  

Schließlich wurde das Antragsverfahren für 
Kleinstemittenten vereinfacht. Kleinstemittenten un-
ter 25 000 Tonnen CO2/Jahr sollen ihre notwendigen 
Zertifikate zu 100% kostenfrei zugeteilt bekom-

men. Ihnen wird ein Erfüllungsfaktor von eins zu-
gewiesen, was bedeutet, daß sie praktisch keinen 
Reduktionsverpflichtungen unterliegen. Gutschrif-
ten von Emissionszertifikaten aus „early actions“ 
soll es zukünftig nicht mehr geben. Der deutsche 
NAP2 sieht zudem eine umfangreichere Nutzung 
der sogenannten flexiblen Mechanismen (JI und 
CDM) des Kyoto-Protokolls vor. Bis zu 20% der 
Minderungspflichten sollen durch Klimaschutz-
projekte im Ausland erfüllbar sein. Die Reserve 
für Neuanlagen, die im NAP1 noch drei Mio. Zer-
tifikate betrug, wurde auf insgesamt 17 Mio. Zerti-
fikate aufgestockt. Auf eine Versteigerung der 
Zertifikate wurde bis 2010 verzichtet. Dafür sollen 
im Jahr 2008 erstmals 40 Mio. Zertifikate durch 
die KfW Bankengruppe verkauft werden. 

 

Wilfried Ehrenfeld 
(Wilfried.Ehrenfeld@iwh-halle.de) 

Sind Theater reine Subventionsgüter? Eine ökonomische Betrachtung der 
fiskalischen Unterstützung von Theaterbetrieben 

Ökonomen sehen die generelle Überlegenheit der 
Marktsteuerung gegenüber jeder Form von staat-
licher Lenkung darin, daß unter Wahrung indivi-
dueller Handlungsfreiheit ein Effizienzoptimum er-
reicht wird. Das Referenzmodell, anhand dessen 
die Effizienzüberlegenheit üblicherweise gezeigt 
wird und an dem bestehende bzw. geplante Allo-
kations- oder Verteilungssysteme gemessen und be-
urteilt werden müssen, ist der vollkommene Markt. 
Dieser zeichnet sich unter anderem dadurch aus, 
daß alle Nutzenkomponenten den Nachfragern des 
Gutes zugerechnet werden können. Dies bedeutet 
insbesondere, daß keine externen Effekte auftre-
ten. Eingriffe des Staats in die Kultur, entweder 
durch Subventionen oder staatliche Bereitstellung, 
werden häufig über jene externen Effekte begrün-
det. Der vorliegende Beitrag soll zum einen diese 
externen Effekte aufschlüsseln, zum anderen un-
tersuchen, ob Subventionen durch stärkere Eigen-
beiträge der Theater gesenkt werden können. In 
einer Untersuchung des IWH am „neuen theater 
Halle“ (nt) und am „Anhaltischen Theater Dessau“ 
(ATD) wurden durch Besucherbefragungen im Früh-
jahr 2007 Preiselastizitäten der Nachfrage festge-
stellt, die Einnahmensteigerungen durch moderate 
Preiserhöhungen ermöglichen. Insgesamt betrug die 

Höhe der Subventionen in der Spielzeit 2005/2006 
am ATD 16,25 Mio. Euro und bei der gesamten Kul-
turinsel (KuI) in Halle 6,72 Mio. Euro bzw. 111 Euro 
(ATD) und rund 112 Euro (KuI) pro Karte (das 
neue theater stellt einen Teil der Kulturinsel dar). 

Bewertung von Kunst und Kultur erfordert  
differenzierte Betrachtung 
In ihrer „Allgemeinen Erklärung zur kulturellen 
Vielfalt“ hat die UNESCO gemäß Artikel 8 Kultur-
güter und kulturelle Dienstleistungen als einzigar-
tige Güter bezeichnet, die „[...] als Träger von 
Identitäten, Wertvorstellungen und Sinn nicht als 
einfache Waren oder Konsumgüter betrachtet wer-
den dürfen“.22 Um dennoch eine Einordnung vor-
nehmen zu können, werden nachfolgend die Cha-
rakteristika des „Gutes“ Kultur dargestellt. 

Anzunehmen ist, daß Kultur als Gut der Öko-
nomie dem Konsumenten ästhetische, nicht mo-
netär meßbare Erlebnisse verschafft.23 Diese Er-
kenntnis erschwert es, den Begriff in das Ver-
                                                      
22 MERKEL, C. M.: Übereinkommen über Schutz und För-

derung, 2006, S.107. 
23 Vgl. EBKER, N.: Politische Ökonomie der Kulturförde-

rung, 2000, S. 19. 
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ständnis des Wirtschaftsvokabulars einzuordnen. 
Throsby beschreibt, daß sich Kulturgüter von an-
deren Gütern dadurch unterscheiden, daß nur Indi-
viduen in der Lage sind, sie zu erzeugen; jeder 
Output divergiert vom anderen. Ein Ergebnis kann 
somit zwar kopiert, aber nicht reproduziert wer-
den, da es immer nur ein Original der Kunst gibt.24 

Die Besonderheiten des Markts für Kultur sieht 
Throsby in der asymmetrischen Verteilung der In-
formation. Die Qualität der Kunst ist dem Verkäu-
fer vor der Anschaffung besser bekannt als dem 
Käufer. Wie hoch kann aber der Konsument Kunst 
bzw. Kultur bewerten, wenn das Ergebnis nicht 
bekannt ist?25 Da bei einer solchen Unsicherheit 
das Problem besteht, daß gute Kunst als zu schlecht 
eingeschätzt wird, kann sie deswegen unterfinan-
ziert sein. Als Folge kann nur noch schlechte 
Kunst auf dem Markt vertreten sein, so daß der 
Staat durch Subventionen eingreifen könnte, um 
gute Kunst zu unterstützen. Dies setzt allerdings 
voraus, daß der Staat gute Kunst überhaupt identi-
fizieren kann, was angezweifelt werden muß.26 

Kunst kann zur sozialen Stabilisierung beitragen 
Neben der wirtschaftlichen Dimension hat Kultur 
als Gut jedoch auch eine politische Komponente. 
Kultur soll, den sozialen Zweck erfüllend, mög-
lichst allen Konsumenten verfügbar gemacht wer-
den. Aus diesem Grund sind meist Reservations-
preise, wie auch der Preis, der sich auf dem Markt 
ohne Förderung und Spenden bilden würde, irrele-
vant. Entscheidend sind adäquate Preise, die es 
auch einer Klientel mit geringem Einkommen er-
möglicht, kulturelle Veranstaltungen besuchen zu 
können: „[...] a low price for the product of a 
nonprofit group is normally an inevitable conse-

                                                      
24 Vgl. THROSBY, D.: The Production and Consumption of 

the Arts. Journal of Economic Literature, Vol. XXXII, 
1994, pp. 1-29, p. 4. 

25 Vgl. THROSBY, D., a. a. O., p. 6. Die wirtschaftstheore-
tische Grundlage dafür liefert Akerlofs Artikel „Market for 
Lemons“ und das Modell der adversen Selektion. Für 
weitergehendes Studium sei dem Leser AKERLOF, G. A.: 
Market for Lemons: Qualitative Uncertainty and the 
Market Mechanism. Quarterly Journal of Economics, Vol. 
84, 1970, pp. 488-500, empfohlen. 

26 Die Kunst gilt mindestens als Erfahrungsgut, meist jedoch 
als Vertrauensgut. Das bedeutet, ihre Qualität läßt sich erst 
während des Konsums oder nie feststellen. Da der Staat 
bzw. die Bürokratie des Staats aus einzelnen Individuen 
gebildet wird, besteht deswegen die Gefahr der nicht ob-
jektiven, also von der Mehrheit der Individuen unterstütz-
ten Förderung von Kunst. 

quence of its objectives.“27 Dies wird damit be-
gründet, daß Kultur neben dem direkten Nutzen für 
den Konsumenten noch zusätzlichen Nutzen für 
Nicht-Konsumenten generieren kann – die soge-
nannten positiven externen Effekte, auch als ex-
terne Erträge bezeichnet. So besteht die Möglich-
keit, daß Kultur Innovationen fördert oder zu ei-
nem besseren Sozialverhalten führt.28 Ein solcher 
externer Ertrag soll am Beispiel der Senkung von 
Kriminalität durch Musikerziehung näher erläutert 
werden. So zählt diese zum Bereich der primären 
Kriminalprävention.29 Ihre Wirkung besteht in: 

• einer Steigerung des Selbstbilds und Selbst-
wertgefühls, ausgedrückt in verbesserter Kon-
zentration, Durchhaltefähigkeit, Zufriedenheit und 
Ausgeglichenheit sowie stärkerer emotionaler 
Ansprechbarkeit und Ausdrucksmöglichkeit, 

• einem besseren Sozialverhalten, bei dem insbe-
sondere die Fähigkeit zur Perspektivenübernah-
me durch das gemeinsame Musizieren gestärkt 
wird und gleichzeitig auch die Rücksichtnah-
me, Empathie, Kompetenz der Interaktion und 
Kommunikation verbessert wird, sowie 

• einer gesteigerten Leistungsfähigkeit, ausgedrückt 
durch einen Transfer der musikalischen Ausbil-
dung auf die mathematischen, sprachlichen, 
kreativen und künstlerischen Fähigkeiten. 

Diese Wirkung hat Bastian (2000) zu großen Tei-
len empirisch verifiziert.30 In der Studie wurde der 

                                                      
27 BAUMOL, W. J.; BOWEN, W. G.: On the Performing 

Arts: The Anatomy of Their Economic Problems, in: The 
American Economic Review, Vol. 55, No. 1/2 (Mar.-May), 
1965, p. 498. 

28 Pommerehne und Frey bemerken dazu, daß gerade im 
kulturellen Bereich eine zu marktstrategische Orientierung 
Innovationen mitunter verhindern bzw. zumindest eine ein-
schränkende Wirkung haben kann. Dies resultiert aus der 
Vermutung, daß bei einer hochgradigen Auslastung neue, fi-
nanziell riskante Stücke einen Verlust bedeuten können. 
Als Beispiele dafür kann die Met in New York genannt 
werden, die praktisch nur Stücke von Verdi, Puccini, Ros-
sini und Wagner aufführt. Vgl. POMMEREHNE, W. W.; 
FREY, B.: Musen und Märkte, 1993, S. 19. – BLUM, U.: 
Wozu Kultur? Eine Analyse aus Sicht der modernen In-
formationsökonomik, in: IWH, Wirtschaft im Wandel 
2/2008, S. 78-88. 

29 Vgl. BOCK, M.: Gibt es eine kriminalpräventive Wirkung 
von Musikerziehung?, in D. Dölling (Hrsg.), Jus huma-
num: Grundlagen des Rechts und Strafrecht; Festschrift für 
Ernst-Joachim Lampe zum 70. Geburtstag, 2003, S. 275-284. 

30 Vgl. BASTIAN, H. G. (Hrsg.), Musik(erziehung) und ihre 
Wirkung: eine Langzeitstudie an Berliner Grundschulen, 
2000. 
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Einfluß eines verstärkten Musikunterrichts auf Kin-
der in Berliner Grundschulen untersucht. Sie kommt 
unter anderem zu den Ergebnissen, daß: 

• eine längerfristige erweiterte Musikerziehung 
einen signifikant positiven Einfluß auf die In-
telligenz hat, 

• die verstärkte Musikerziehung einen signifikan-
ten und hohen positiven Effekt auf das Sozial-
verhalten hat, 

• die Konzentrationsfähigkeit bei schwächeren 
Schülern durch den Musikunterricht verbessert 
wurde und 

• das Arbeits- und Lernverhalten der musizieren-
den Kinder von den Lehrern signifikant besser 
beurteilt wird. 

Genau diese verstärkten Fähigkeiten sind bei Straf-
tätern schwächer ausgeprägt. Eine intensive Mu-
sikerziehung könnte verhindern, so die Hypothese, 
daß Menschen zu Straftätern werden. Dieser Zu-
sammenhang ist wahrscheinlich auch auf andere 
Künste übertragbar, wenngleich die Hypothese 
bislang nicht empirisch getestet wurde. Ebenso 
können sich externe Erträge bilden – auch Nicht-
Konsumenten haben einen Nutzen aus geringerer 
Kriminalität –, die allerdings schwer quantifizier-
bar sind. Nichtsdestotrotz sind sie unzweifelhaft 
vorhanden und dürfen insbesondere von der Politik 
nicht ignoriert werden. 

Regionalpolitisch bestehen außerdem weitere 
Gründe, Kultur zu subventionieren. Zum einen kann 
dies durch den Kulturexport begründet werden, in-
dem Kunst in der Lage ist, auswärtige Besucher  
– und damit gleichzeitig Nachfrage – in struktur-
schwache Regionen zu leiten. Diese konsumieren 
dann nicht nur die subventionierte Kunst, sondern 
tätigen in dieser Region ebenso Einkäufe und/oder 
buchen Übernachtungen. Zum anderen zählt Kul-
tur zu den „soft skills“ einer Region. Die Investi-
tion eines großen Konzerns wird selten aufgrund 
vorhandener soft skills in einer bestimmten Region 
getätigt, aber häufig wegen fehlender soft skills in 
einer bestimmten Region nicht realisiert. Doch 
auch diese Effekte lassen sich monetär schwerlich 
berechnen. 

Wenngleich sich die externen Erträge nicht in 
ihrer exakten Höhe bestimmen lassen, sind sie 
trotzdem ein Argument für die Subventionierung 
der Kultur. Allerdings steht außer Frage, daß sich 
die Konsumenten einer Theatervorstellung adäquat 
an der Herstellung des Gutes beteiligen sollten. In 

einer Befragung des IWH im Frühjahr 2007 wurde 
untersucht, inwieweit sich die Besucher durch 
Preiserhöhungen der Theaterkarten stärker an der 
Finanzierung der Darstellenden Künste beteiligen 
würden. 

Theater ist nicht gleich Theater: 
Publikum beider Häuser sehr verschieden 
Für die Durchführung der Erhebungen wurden am 
neuen theater Halle sechs und am Anhaltischen 
Theater Dessau neun Vorstellungen entsprechend 
der Struktur der Spielpläne ausgewählt. Diese Aus-
wahl stellt sicher, daß die ausgewerteten Ergeb-
nisse bei entsprechender Rücklaufquote eine hohe 
Aussagekraft für die entsprechenden Theater haben. 

Wie aus Tabelle 1 ersichtlich, ist die Rücklauf-
quote am nt erheblich besser als am ATD. Dies 
liegt vor allem daran, daß insgesamt weniger Be-
sucher pro Veranstaltung entsprechend der Kapa-
zitäten erschienen und damit effizienter angespro-
chen werden konnten. Gleichzeitig ist aber auch 
die Rücklaufquote der Befragung im Anhaltischen 
Theater im üblichen Bereich für derartige Unter-
suchungen. 
 
Tabelle 1: 
Grunddaten der Erhebungen im neuen theater Halle 
und Anhaltischen Theater Dessau im Vergleicha 

 nt ATD 

Zeitraum  
der Befragung 

25.01.07 bis 
31.03.07 

16.02.07 bis 
31.03.07 

Befragte 
Vorstellungen 6 9 

Ausgefüllte/ 
Ausgegebene 
Fragebögen  
(Rücklaufquote) 

392/621 
 
 

(63%) 

912/5 141 
 
 

(18%) 
Vorstellungen/ 
Besucher in einer 
Spielzeit  

334/30 896 
(Spielzeit 

2006/2007) 

433/146 235 
(Spielzeit 

2005/2006) 
a  Zu beachten ist, daß auf der Kulturinsel ausschließlich Schauspielvor-
stellungen des neuen theaters, beim ATD sowohl Schauspiel- als auch 
musikalische Inszenierungen für die Befragung ausgewählt wurden.  

Quelle: Berechnungen des IWH. 

In beiden Häusern ist die Besucherschaft über-
wiegend weiblich – 63% des nt-Publikums und 
64% des ATD-Publikums sind Frauen. Aus den 
Tabellen 2 und 3 lassen sich weitere Aussagen zur 
Besucherstruktur im Vergleich tätigen. 

Es fällt auf, daß das Publikum des neuen thea-
ters sehr viel jünger ist als das des Anhaltischen 
Theaters Dessau. Dies läßt sich durch die große 
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Studentenschaft unter den Besuchern in Halle er-
klären. 

 
Tabelle 2: 
Altersstruktur der Besucher der beiden Häuser 

 nt ATD 

jünger als 15 Jahre 0,3% 0,7% 
15 bis unter 25 Jahre 25,1% 9,3% 
25 bis unter 35 Jahre 19,5% 3,7% 
35 bis unter 45 Jahre 14,5% 11,4% 
45 bis unter 55 Jahre 19,3% 17,3% 
55 bis unter 65 Jahre 12,7% 22,7% 
älter als 65 Jahre 8,7% 34,9% 

Quelle:  Berechnungen des IWH. 

Tabelle 3: 
Häufigkeit der Besuche in einer Spielzeit im Ver-
gleich 

 nt ATD 

1 bis 2 mal 48,4% 19,2% 
3 bis 4 mal 26,4% 17,1% 
5 bis 6 mal 14,0% 10,5% 
7 bis 8 mal 4,6% 11,1% 
9 bis 10 mal 5,2% 11,4% 
öfter als 10 mal 1,4% 30,8% 

Quelle:  Berechnungen des IWH. 

Zusätzlich zeigt sich in Tabelle 3, daß das 
Publikum in Dessau treuer als in Halle ist. Neben 
der Altersstruktur und der Tatsache, daß viele der 
Befragten ein Abonnement besitzen, spielt dabei 
mit Sicherheit die Konkurrenzsituation eine be-
deutende Rolle. Während es in Halle mehrere 
große Anbieter der Darstellenden Kunst gibt, hat 
das Anhaltische Theater Dessau als Mehrsparten-
theater und Konzerthaus eine monopolistische 
Stellung in Dessau und Umgebung inne. So gelten 
die Abonnements des ATD nicht nur für Theater-
vorstellungen, sondern genauso für Opernauffüh-
rungen und Sinfoniekonzerte, während das nt le-
diglich Theateraufführungen anbietet. 

Die Frage, ob ein Theaterbesuch für die ent-
sprechende Stadt einen Exportgutcharakter hat, 
kann anhand der Wohnorte der Besucher und der 
damit verbundenen Entfernung zum Theater er-
mittelt werden. 

In Tabelle 4 ist zu erkennen, daß beide Theater 
eine eher regionale Nachfrage bedienen. Während 
man dem ATD noch eine kleine überregionale Be-
deutung zugestehen kann, ist diese für das nt zu 

vernachlässigen. Immerhin 92,8% der Besucher 
des ATD, die nicht in der Stadt Dessau wohnen, 
gaben an, nur für die Theatervorstellung nach Des-
sau gekommen zu sein. Doch die geschätzten zu-
sätzlichen Ausgaben der auswärtigen Besucher ne-
ben den Theaterkarten sind selbst in Dessau mit 
knapp einer Mio. Euro pro Spielzeit aus regional-
ökonomischer Sicht gering.31 
 
Tabelle 4: 
Entfernung der Spielhäuser vom Wohnort der Be-
sucher (Luftlinie) 

 nt ATD 

bis 8,34 km  
(Stadt Halle bzw. Dessau) 75,7% 47,9% 

8,35 bis 25 km 11,3% 26,4% 
25,01 bis 50 km 7,2% 9,2% 
50,01 bis 100 km 1,9% 7,0% 
mehr als 100 km 3,9% 9,5% 

Quelle:  Berechnungen des IWH. 

Erhöhung der Eintrittspreise ist möglich 
Für die Beantwortung der Frage, ob die Subven-
tionen auch in ihrer Höhe berechtigt sind, spielen 
die Preise der Tickets eine bestimmende Rolle. 
Das nt und das ATD unterscheiden sich stark in 
diesem Punkt, da Abonnements am ATD einen 
größeren Anteil an den verkauften Karten ausma-
chen als am nt. Damit ergibt sich für beide Häuser 
eine unterschiedliche Preisstruktur, die in Tabelle 5 
dargestellt wurde. 

Da Abonnements üblicherweise eine Rabattie-
rung enthalten, sind die Preis unter zwölf Euro am 
ATD überrepräsentiert.32 Gleichzeitig ist festzu-
halten, daß das nt aufgrund der baulichen Struktur 
des Veranstaltungssaals keine großen Möglich-
keiten zur Preisdifferenzierung hat und deswegen 
mehr als die Hälfte der Besucher mit zwölf Euro 
den gleichen Preis zahlen. Dem ATD gelingt es 
unter anderem durch den wesentlich größeren und 
besser strukturierten Saal – zum Beispiel verfügt 
er über einen Rang und Logenplätze –, höhere 
Zahlungsbereitschaften als 15 Euro abzuschöpfen. 
 
                                                      
31 Es wurden Ausgaben für Restaurantbesuche, Hotelüber-

nachtungen und Shopping/Einkaufen erfaßt. 
32 Hat ein Besucher die Vorstellung im Rahmen eines Abon-

nements besucht, wurde für ihn ein durchschnittlicher Kar-
tenpreis angesetzt. Die Berechnung erfolgte durch die Tei-
lung des Abonnementpreises durch die Zahl der Veranstal-
tungen, die mit diesem besucht werden dürfen. 
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Tabelle 5: 
Gezahlter Preis pro Theaterkarte in beiden Häusern 

 nt ATD 

weniger als 6 Euro 7,3% 7,6% 

6 bis unter 9 Euro 10,5% 37,9% 

9 bis unter 12 Euro 29,2% 15,3% 

12 bis unter 15 Euro 52,1% 11,6% 

mehr als 15 Euro 0,9% 27,6% 

Quelle: Berechnungen des IWH. 

Wird allerdings die Subvention pro Eintritts-
karte bei beiden Häusern betrachtet, offenbart sich, 
daß es mehr als der Preisdifferenzierung bedarf, 
um diese vollkommen überflüssig zu machen. 

Um die Spielräume für Preiserhöhungen festzu-
stellen, wurden die Besucher befragt, wie weit sie 
– ausgehend von dem zur Vorstellung gezahlten 
Preis – eine Preiserhöhung mittragen würden. Auf 
Grundlage dieser Ergebnisse konnte die Preisela-
stizität der Nachfrage für die verschiedenen Preis-
gruppen berechnet werden (vgl. Kasten). 

Es zeigt sich, daß sich die Preiselastizitäten der 
beiden Theater ähneln. Lediglich in den mittleren 
Preisklassen reagieren die Zuschauer des nt sehr 
viel stärker auf moderate Preiserhöhungen. Dies 
kann sowohl mit den Substitutionseffekten durch 
die Kulturkonkurrenz als auch dem hohen Anteil 
von Studenten in Halle mit einem niedrigen Ein-
kommen erklärt werden. Insgesamt ist festzustel-
len, daß die Nachfrage nach den Theatern bei einer 
minimalen Preissteigerung unterproportional sin-
ken würde und damit die Theater mehr Einnahmen 
generieren könnten.33 

Da hier die Theorie der bekundeten Präferenzen 
angewendet wird, besteht immer die Gefahr, daß 
sich die Befragten bei ihren Antworten strategisch 
verhalten und bewußt eine niedrigere Zahlungsbe-
reitschaft als ihre tatsächliche angeben. Allerdings 
scheint dieses Verhalten hier nicht plausibel, da 
die Ticketpreise bei der Befragung ohnehin vom 
Publikum als sehr niedrig angesehen werden. In 

                                                      
33 Auch in anderen Studien wurden ähnliche Preiselastizitäten 

festgestellt. Stellvertretend dafür vgl. LÉVY-GARBOUA, L.; 
MONTMARQUETTE, C.: A Microeconomic Study of 
Theatre Demand, in: Journal of Cultural Economics, Vol. 20, 
1996, p. 25-50, hier p. 26. Abweichend Felton, hier Preis-
elastizität der Nachfrage nach Opernaufführungen im Be-
reich von -0,64 bis -1,62, vgl. FELTON, M. V.: Major In-
fluences on the Demand for Opera Tickets, in: Journal of 
Cultural Economics, Vol. 13, 1989, pp. 53-64, p. 57. 

diesem Fall ist also das strategische Verhalten 
nicht im Interesse der Besucher. 

 
Tabelle 6: 
Preiselastizitäten an den beiden Häusern in den 
verschiedenen Preisgruppen 

 nt ATD 

weniger als 6 Euro -0,133 -0,138 

6 bis unter 9 Euro -0,512 -0,265 

9 bis unter 12 Euro -0,438 -0,218 

12 bis unter 15 Euro -0,183 -0,206 

mehr als 15 Euro Nicht meßbar -0,176 

Quelle:  Berechnungen des IWH. 

Für die Theater hat diese Erkenntnis zwei Wir-
kungen. Zum einen haben sie nicht die Möglich-
keit, durch Senkung des Eintrittskartenpreises die 
Nachfrage stark auszuweiten. Zum anderen führt 
aber eine moderate Preiserhöhung auch nicht zum 
Fernbleiben einer großen Zahl von Besuchern. 

Auf Grundlage der bisher gewonnenen Ergeb-
nisse und der Tatsache, daß die letzte Preiserhö-
hung am ATD 2004 stattgefunden hat, wurden die 
Eintrittskartenpreise mit Beginn der Spielzeit 
2007/08 in Dessau um zwei Euro pro Karte erhöht. 
Eine differenziertere Vorgehensweise wäre hier 
möglicherweise sinnvoller gewesen, da insbeson-
dere die Besucher der niedrigsten und der höheren 
Preisklassen bereit sind, deutlich mehr für eine 
Karte zu zahlen. Als Ergebnis läßt sich festhalten, 
daß trotz der Preiserhöhung die Besucherzahl nur 
geringfügig gesunken ist.34 

Auch wenn die Subventionen bei einer voll-
ständigen Abschöpfung der Zahlungsbereitschaft 
reduziert werden könnten, sollte die Politik aus 
oben erwähnten Gründen vorsichtig sein. Schließ-
lich könnten Preiserhöhungen zum Ausschluß ein-
zelner Besuchergruppen führen und dadurch ex-
terne Erträge vermindert werden. 

icht das Ob, aber die Höhe der Subventionen 
bleibt umstritten 
Aus der Untersuchung des IWH über die Preiser-
höhungsbereitschaften der Besucher des nt und 
ATD läßt sich folgendes festhalten: Die Subven-
                                                      
34 Von August bis Dezember 2007 besuchten 74 779 Gäste 

das ATD. Im gleichen Zeitraum des Jahres 2006 waren es 
77 965. Laut Aussage der Theaterleitung gab es keine Pro-
teste gegen die Preiserhöhung und der Besucherrückgang 
war kaum spürbar. 
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Kasten: 

Berechnung der Preiselastizitäten 

Die sogenannte Preiselastizität gibt an, um wieviel Prozent sich die Nachfrage ändert, wenn sich der Preis 

um 1% erhöht. Um dieses theoretische Konstrukt berechnen zu können, mußten folgende Fragen in den 

Fragebogen eingebaut werden: Angenommen, Ihr verfügbares Einkommen bliebe gleich, 

a) Würden Sie bei einer Preiserhöhung weiterhin das Theater besuchen? 

  Nein 

  Ja, bis zu einer Erhöhung (pro Karte) von unter zwei Euro 

  Ja, bis zu einer Erhöhung (pro Karte) von zwei bis unter vier Euro 

  Ja, bis zu einer Erhöhung (pro Karte) von vier bis unter sechs Euro 

  Ja, bis zu einer Erhöhung (pro Karte) von sechs bis unter acht Euro 

  Ja, bis zu einer Erhöhung (pro Karte) von acht bis unter zehn Euro 

  Ja, bis zu einer Erhöhung (pro Karte) von über zehn Euro 

b) Falls Sie weiterhin kommen, werden Sie dann genauso oft kommen wie bisher? 

  Seltener 

  Genauso oft 

  Häufiger 

Zur Auswertung dieser Frage wurden zunächst die Besucher mit gleichem Eintrittspreis zu Preisgruppen 

subsummiert und für diese Preisgruppen die aktuellen Gesamtbesuche ermittelt. Somit standen Aus-

gangspreis und -nachfrage für die einzelnen Preisgruppen fest.  

Für die Ermittlung der Besuche pro Gast nach einer Preiserhöhung wurden folgende Annahmen getätigt: 

  Antworteten Besucher bei Teil a) mit „Nein“, war ihre neue Besuchszahl null. 

  Bejahten Besucher Teil a), wurde die Besuchszahl in Abhängigkeit von der Antwort in Teil b) und der 

aktuellen Besuchshäufigkeit um eine Klasse gesenkt (bei „Seltener“), gleichgesetzt (bei „Genauso 

oft“) oder um eine Klasse erhöht (bei „Häufiger“). 

Diese bekundeten Besuche nach einer Preiserhöhung wurden erneut zu Gruppen addiert und die Preis-

veränderung durch ein gewichtetes Mittel der bei a) bekundeten Preiserhöhungen berechnet. Die offene 

Gruppe wurde der Gruppenbreite der anderen angepaßt. Somit standen alle Größen zur Verfügung, um die 

Preiselastizität für jede Preisgruppe wie im Text angegeben zu berechnen. 

 

 tionierung von Kultur an sich kann aus ökonomi-

scher Sicht zwar in Frage gestellt werden, aller-

dings muß die Betrachtung einen erweiterten Fo-

kus bekommen. Aufgrund der nicht quantifizierba-

ren externen Erträge ist ersichtlich, daß eine aus-

nahmslos direkte Finanzierung der Darstellenden 

Künste zu einer Unterfinanzierung und damit einer 

nicht optimalen Bereitstellung führt. Gleichwohl 

darf und sollte gefragt werden, welcher Höhe die 

Subventionen entsprechen dürfen. Dabei muß zum 

einen beachtet werden, daß Kultur und hier insbe-

sondere Theater einer Mindestausstattung bedür-

fen. Schließlich braucht jedes Theater eine Bühne. 

Wenn aber nicht pro Bühne gespart werden kann, 

dann muß die Anzahl der Bühnen hinterfragt wer-

den. Zum anderen sollten auch die direkten Nach-

frager nach Kultur angemessen an den Kosten be-

teiligt werden. Hierfür ist eine sinnvolle Preisstruk-

tur unerläßlich. An beiden untersuchten Theatern 

gibt es Spielräume für moderate Preiserhöhungen, 

die ausgeschöpft werden sollten. Dadurch ließen 

sich die Subventionen, wenn auch nur in einem ge-

ringen Maß, reduzieren. Könnten die Preise um 

zehn Euro pro Karte erhöht werden, ohne daß die 

Theater nennenswert Besucher verlören, müßten 

diese Karten weiterhin noch mit 101 Euro (ATD)35  

subventioniert werden. Das neue theater Halle sollte 

darüber hinaus überprüfen, inwiefern trotz der bau-

lichen Beschränkung, die Möglichkeit einer stärke-

ren Preisdifferenzierung genutzt werden kann. 

                                                      
35 Genau berechnet werden konnte das Absinken der Subven-

tionen bei der KuI nicht, da das nt nur einen Teil der 

Einspielergebnisse verursacht. 
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Des weiteren sollte die Steigerung der Besu-

cherzahl fokussiert werden, um zusätzliche Ein-

nahmen zu generieren. Da beide untersuchten Häu-

ser nicht ausgelastet sind, müssen verstärkt aus-

wärtige Besucher, bestmöglich im Rahmen einer 

gesamtstädtischen Konzeption, akquiriert werden. 

Hierbei ist allerdings zu beachten, daß sich die 

Nachfrage möglicherweise lediglich innerhalb der 

Theaterlandschaft umverteilen würde. Vorteilhaf-

ter wäre es, neue Nachfrager – also Theaterbesu-

cher – aus den Nicht-Kulturnutzenden zu gewin-

nen. Schließlich würden hier auch zusätzliche ex-

terne Erträge generiert werden. 

Außerdem wäre anzudenken, ob Theaterveran-

staltungen nicht zunehmend indirekt gefördert wer-

den sollten. So ist zum Beispiel denkbar, daß die 

Bürger, vor allem die Schüler einer Stadt Gutscheine 

erhalten, die zum Eintritt in ein Theater berechti-

gen. Gegen diese Gutscheine könnten dann wiede-

rum die Theater gefördert werden. Das bedeutete 

einen Wandel von der Objektfinanzierung hin zur 

Subjektfinanzierung, ähnlich dem Wohnungsbau 

in Bezug auf das Wohngeld. Dies hätte einen stär-

keren Wettbewerb unter den Anbietern von Kultur 

zur Folge. 
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IWH-Industrieumfrage in Ostdeutschland zum Jahresauftakt 2008: 
Hohe Umsatzzuwächse 

Die ostdeutschen Industrieunternehmen haben im 

Jahr 2007 erheblich am konjunkturellen Auf-

schwung in Deutschland partizipiert und erwarten 

ein ähnlich hohes Niveau ihrer Geschäftsaktivitä-

ten auch für 2008. Die Umsätze sind im Jahr 2007 

im Verarbeitenden Gewerbe laut amtlicher Statistik 

preisbereinigt um 9,5% gegenüber dem Jahr 2006 

angestiegen.36 Erneut kamen die Zuwächse vor al-

lem aus der Auslandsnachfrage. Hier fiel die Um-

satzsteigerung mit 13,5% zwar geringer aus als im 

Jahr 2006 (20,5%). Dennoch zeigt die Entwicklung 

des Auslandsumsatzes in allen fachlichen Haupt-

gruppen, daß das Exportgeschäft nach wie vor eine 

tragende Säule der industriellen Entwicklung in 

den Neuen Bundesländern ist. Im Jahr 2007 kamen 

aber auch kräftige Impulse aus dem Inland. Hier-

von profitierten vor allem die Hersteller von Inve-

stitionsgütern, die sowohl hinsichtlich des Inlands- 

als auch des Auslandsumsatzes über den Werten 

für das Verarbeitende Gewerbe insgesamt liegen. 

Etwas weniger gut lief das Jahr bezogen auf Um-

satzsteigerungen hingegen für die Hersteller von 

Vorleistungsgütern.  

Die IWH-Industrieumfragen spiegeln die ge-

schilderten Entwicklungen ebenfalls wider. 2007 

markiert nach 2006 nochmals ein Jahr, in dem es 

hinsichtlich der Umsatzentwicklung für viele Indu-

strieunternehmen besser gelaufen ist, als sie vorab 

                                                      
36  Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IWH. 

vermuteten (vgl. Tabelle 1). Viele Unternehmen 

haben zu Beginn des Jahres 2007 den Verlauf der 

konjunkturellen Entwicklung wohl eher etwas un-

terschätzt und waren vorsichtige Optimisten. 

 

Tabelle 1: 

Für 2007 erwartete und tatsächlich realisierte Um-

satzentwicklung im ostdeutschen Verarbeitenden 

Gewerbe 
- in % der Umsatzpläne von 2007 - 

Für 2007 er-

wartete Umsatz-

entwicklung 

Tatsächliche Umsatzentwicklung 2007 

Zunahme Gleichstand Abnahme 

Zunahme 72 13 15 

Gleichstand 40 40 20 

Abnahme 50 6 44 

Insgesamt 63 17 20 

Fälle: n = 217. Unternehmen mit Angaben zu den Jahren 2006 und 2007 

in den Befragungen Januar 2007 und 2008. Zahlenangaben gerundet. 

Quelle:  IWH-Industrieumfrage vom Januar 2007 und 2008. 

Knapp drei Viertel der Unternehmen, die für 

2007 mehr Umsatz als im Jahr 2006 erwartet hat-

ten, erreichten dieses Ziel auch. Die Hälfte der 

Unternehmen, die Rückgänge einkalkuliert hatten, 

konnte am Jahresende stattdessen sogar einen Um-

satzzuwachs verbuchen. Zu Beginn des Jahres 

2007 lag der Anteil dieser „positiven Irrtümer“ al-

lerdings noch bei 71%. Knapp zwei Drittel aller 
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Tabelle 2: 
Umsatzentwicklung 2007 und Umsatzerwartungen 2008 im ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbe 
- in % der jeweiligen Unternehmensgruppe - 

 Zunahme  Abnahme  
  

über 
 

5 bis 
 

bis 
 

Ins- 
 

Gleich- 
 

Ins- 
 

bis 
 

5 bis 
 

über 
Saldo aus 
Zu- und 

 10% 10% 5% gesamt stand gesamt 5% 10% 10% Abnahme 
 Umsatzentwicklung 2007 gegenüber 2006 
Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 42 9 10 61 18 21 6 5 9 40 
darunter: 
Exportunternehmen 44 12 11 67 14 19 7 4 8 48 
Vorleistungsgütergewerbe 40 9 11 60 16 24 8 3 13 36 
Investitionsgütergewerbe 52 10 8 70 13 17 4 5 8 53 
Ge- und Verbrauchsgütergewerbe 32 9 13 54 27 19 6 9 4 35 
 Umsatzerwartungen 2008 gegenüber 2007 
Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 22 18 19 59 25 16 7 3 6 43 
darunter: 
Exportunternehmen 23 22 22 67 18 15 7 2 6 52 
Vorleistungsgütergewerbe 25 15 21 61 24 15 5 5 5 46 
Investitionsgütergewerbe 20 26 15 61 23 16 12 1 3 45 
Ge- und Verbrauchsgütergewerbe 15 15 21 51 30 19 4 3 12 32 

Fälle: Verarbeitendes Gewerbe insgesamt: n = 268 zur Umsatzentwicklung, n = 256 zu Umsatzerwartungen, Exportunternehmen: n = 166 zur Um-
satzentwicklung, n = 162 zu Umsatzerwartungen. Zahlenangaben gerundet. 

Quelle:  IWH-Industrieumfrage Januar 2008. 

befragten Unternehmen haben 2007 ihren Umsatz 
gegenüber dem Vorjahr gesteigert, jedes fünfte 
mußte hingegen einen Rückgang hinnehmen. 

Exportunternehmen und Investitionsgüter-
produzenten mit überdurchschnittlichen Umsatz-
zuwächsen 
Die Umsätze, die aus den Unternehmen für das 
abgelaufene Jahr gemeldet wurden, bestätigen die 
durchaus günstige Entwicklung in der ostdeut-
schen Industrie, die aber nicht mehr an die Dyna-
mik vom Vorjahr heranreicht. So ist insgesamt der 
Anteil von Unternehmen mit Umsatzsteigerungen 
im Vergleich zum Jahr 2006 um sieben Prozent-
punkte gefallen. Der Anteil von Unternehmen mit 
Umsatzeinbußen ist mit 21% genauso hoch wie im 
Vorjahr (vgl. Tabelle 2). Ein Teil der Unterneh-
men hat den Vorjahresumsatz erneut erzielen, aber 
nicht weiter erhöhen können. Wenn es Zuwächse 
gab, dann fielen sie recht kräftig aus, zwei Drittel 
der Umsatzsteigerungen betrugen mehr als 10%. 
Die Umsatzeinbußen waren moderater. 

Die Umsatzerwartungen für das Jahr 2008 zei-
gen, daß die Unternehmen nicht davon ausgehen, 
das hohe Niveau der Vorjahre ein weiteres Mal zu 
überflügeln. Der Anteil von Unternehmen, die eine 
Umsatzsteigerung erwarten, ist sechs Prozentpunkte 

niedriger als vor einem Jahr. Damals gingen 65% 
der Unternehmen davon aus, daß sie 2007 die Um-
sätze von 2006 übertreffen werden. Aktuell sind es 
59%, die meinen, der Umsatz 2008 wird über dem 
von 2007 liegen. Der Anteil von Unternehmen, die 
von gleicher Umsatzhöhe im Jahr 2008 wie 2007 
ausgehen, liegt nun bei einem Viertel und ist damit 
sechs Prozentpunkte höher als bei den Ausblicken 
zu Beginn des Jahres 2007. Auffallend sind die 
hohen Erwartungen, die die exportierenden Unter-
nehmen auch für 2008 haben.  

Beschäftigungspläne für 2008 liegen auf  
Vorjahresniveau 
Nicht nur die Umsatzerwartungen der Unterneh-
men sind eher auf Beibehaltung des hohen Vorjah-
resniveaus und nicht auf Überflügelung dieser 
Marken gerichtet, auch die Beschäftigungsabsich-
ten für 2008 liegen in etwa im Bereich der Vorjah-
respläne. 35% der Unternehmen streben eine Per-
sonalaufstockung an, 55% wollen die Beschäftig-
tenzahl beibehalten und jedes zehnte Industrieun-
ternehmen erwartet eine Abnahme der Beschäf-
tigtenzahl bis zum Ende des Jahres 2008 (vgl. Ta-
belle 3). Von den Unternehmen, die die Beschäf-
tigtenzahlen erhöhen wollen, plant jedes vierte 
eine Aufstockung um mehr als 10%. Insgesamt 
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Tabelle 3: 

Beschäftigungspläne der ostdeutschen Industrieunternehmen für das Jahr 2008 
- in % der jeweiligen Unternehmensgruppe - 

 Voraussichtliche Beschäftigungsentwicklung 2008 gegenüber 2007 

 Zunahme Gleichstand Abnahme Saldo 

Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 35 55 10 25 

darunter:  

   Exportunternehmen 

 

45 

 

44 

 

11 

 

34 

Fachliche Hauptgruppen:     

Vorleistungsgütergewerbe 29 60 11 18 

Investitionsgütergewerbe 45 50 5 40 

Ge- und Verbrauchsgütergewerbe 33 54 13 20 

Größengruppen:     

   1 bis 49 Beschäftigte 24 66 10 14 

 50 bis 249 Beschäftigte 43 47 10 33 

250 und mehr Beschäftigte 45 45 10 35 

Fälle: n = 291. Zahlenangaben gerundet. 

Quelle:  IWH-Industrieumfrage vom Januar 2008. 

 
reicht die Spannweite der geplanten Veränderun-

gen von 103 neuen Stellen bis zu 70 Stellen, die 

abgebaut werden sollen. 

Die treibenden Kräfte des Beschäftigungsauf-

baus sind wiederum unter den Unternehmen mit 

den hohen Umsatzsteigerungen 2007 zu finden: 

Exportunternehmen und Investitionsgüterproduzen-

ten.37 Auch zwischen der Unternehmensgröße und 

den Beschäftigungsplänen besteht ein signifikanter 

Zusammenhang. Unternehmen mit 50 und mehr 

Beschäftigten planen stärker als kleinere Unter-

nehmen eine Ausweitung. Sie bewegt sich in etwa 

auf Vorjahresniveau.  

Wie sich der – hochsignifikante – Zusammen-

hang zwischen Umsatzerwartungen und Beschäfti-

gungsplänen in den befragten Unternehmen insge-

samt darstellt, zeigt Tabelle 4. 

Personalabbau ist in erster Linie ein Thema für 

diejenigen Unternehmen, die mit Umsatzrückgang 

rechnen. Von ihnen will reichlich ein Viertel die 

Beschäftigtenzahl verringern. Knapp jedes fünfte 

Unternehmen aus dieser Gruppe geht aber von Be-

schäftigungsaufbau aus. Über die Hälfte der Un-

ternehmen, die Umsatzwachstum erwarten, will 

auch die Beschäftigtenzahl erhöhen. Und für 79% 

der Unternehmen, die keine Veränderungen beim 

Umsatz erwarten, soll auch die Mitarbeiterzahl 

unverändert bleiben. 

                                                      
37  Der Zusammenhang zwischen dem Status Exportunterneh-

men und der Beschäftigungsentwicklung ist hochsignifi-

kant, zwischen Branchenzugehörigkeit und Beschäftigungs-

entwicklung hingegen nicht signifikant. 

Tabelle 4: 

Umsatzpläne und Beschäftigung im Verarbeiten-

den Gewerbe Ostdeutschlands 
- in % der Unternehmen gemäß der Umsatzerwartungen 

2008 - 

Umsatzerwartungen  Beschäftigungspläne 2008 gegenüber 

2007 

2008 gegenüber 

2007 

Zunahme Gleichstand Abnahme 

Zunahme 53 41 6 

Gleichstand 15 79 6 

Abnahme 19 55 26 

Insgesamt  37 53 10 

Fälle: n = 251. Zahlenangaben gerundet. Abweichungen zu den An-

gaben in Tabelle 3 ergeben sich aus unterschiedlichen Fallzahlen. 

Quelle:  IWH-Industrieumfrage vom Januar 2008.  

Ertragslage 2007 toppt Vorjahreswerte 

Die Ertragslage 2007 knüpft an die guten Bilanzen 

der Vorjahre an. 93% der Unternehmen, die im 

Jahr 2006 Gewinne realisierten, schafften dies 2007 

erneut. Sogar jedes dritte Unternehmen, das 2006 

einen Verlust hinnehmen mußte, findet sich 2007 

in der Gewinnzone wieder (vgl. Tabelle 5). 

Seit 2005 ist der Anteil der Unternehmen, die 

am Jahresende „Gewinn“ bilanzieren konnten, konti-

nuierlich gestiegen. In den fachlichen Hauptgrup-

pen findet sich dieser Gesamteindruck bestätigt, 

wenn auch auf unterschiedlichen Niveaus. Unter 

den Vorleistungsgüterproduzenten stieg der Anteil 

der Unternehmen mit Gewinn von 58% im Jahr 

2005 auf 67% im Jahr 2007. Bei den Herstellern 
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Abbildung: 

Entwicklung der Geschäftslage und Geschäftsaus-

sichten
 
im ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbe 

- Salden
a
, saisonbereinigte Monatswerte - 
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 Geschäftslage - - - - -   Geschäftsaussichten 

IWH 
a Die Salden von Geschäftslage und -aussichten werden als Differenz 

aus den Prozentanteilen der jeweils positiven und negativen Urteile 

der befragten Unternehmen berechnet und nach dem Berliner Verfah-

ren (BV4) saisonbereinigt. Für längere Zeitreihen siehe „Daten und 

Informationen/Aktuelle Konjunkturdaten“ unter ww.iwh-halle.de. 

Quelle:  IWH-Industrieumfragen. 

von Investitionsgütern sieht es noch besser aus: 

Der Anteil stieg von 52% auf 78%. Nicht ganz so 

gut wie die Investitionsgüterproduzenten stehen 

die Hersteller von Konsumgütern da: 59% von ih-

nen realisierten 2005 Gewinne, 2007 sind es 71%.  

Von den Exportunternehmen geben 78% an, 

2007 Gewinne erzielt zu haben. Dieser Anteil lag 

2005 erst bei 57%. Besonders hoch ist der Anteil 

erfolgreicher Unternehmen unter den Betrieben 

mit 250 und mehr Beschäftigten. 92% dieser Un-

ternehmen realisierten im abgelaufenen Jahr einen 

Gewinn, nach 77% im Jahr 2005.  

 

Tabelle 5: 

Veränderung der Ertragssituation 2007 gegenüber 

2006 im Verarbeitenden Gewerbe Ostdeutschlands 
- in % der Unternehmen gemäß der Ertragslage 2006 - 

Ertragslage Ertragslage 2007 

2006 Gewinn Kostendeckung Verlust 

Gewinn 93 4 3 

Kostendeckung 23 67 10 

Verlust 33 18 49 

Insgesamt 72 18 10 

Fälle: n = 289. Unternehmen mit Angaben zu 2006 und 2007. Zah-

lenangaben gerundet. 

Quelle:  IWH-Industrieumfrage vom Januar 2008. 

Die Daten, die über Umsatz, Ertragslage und 

Beschäftigung 2007 aus den befragten Unterneh-

men gemeldet wurden, und die Erwartungen, die 

die Unternehmen hinsichtlich Umsatz- und Be-

schäftigungsentwicklung für 2008 haben, ergeben 

folgendes Bild: 2007 war für die Unternehmen ein 

ähnlich gutes Wirtschaftsjahr wie 2006. Das da-

mals erreichte hohe Niveau wurde gehalten, par-

tiell überflügelt, aber eine weitere Steigerung ihrer 

Geschäftsaktivitäten erwarten die Unternehmen 

2008 nicht. Die Pläne sind auf Erhalt des Erreich-

ten eingestellt. Abschließend wird deshalb noch 

einmal die Entwicklung des Geschäftsklimas im 

Verarbeitenden Gewerbe Ostdeutschlands in den 

Jahren 2006 und 2007 dargestellt. 

Geschäftsklima überschreitet 2007 Höhepunkt 

Die Unternehmen starteten zu Jahresbeginn 2007 mit 

einer gefestigten guten Geschäftslage, die zu diesem 

Zeitpunkt auch aus Vorzieheffekten der Mehrwert-

steuererhöhung resultierte. Auch die anfangs noch 

etwas gedämpften Geschäftsaussichten erwärmten 

sich spürbar, so daß den ganzen Sommer über in 

der ostdeutschen Industrie Hochstimmung herrsch-

te (vgl. Abbildung). Nicht nur große Unternehmen, 

auch kleinere mit weniger als 20 Beschäftigten 

zeigten sich zur Jahresmitte beflügelt von der 

Konjunktur.38 Gegen Jahresende kühlte sich das Ge-

schäftsklima leicht ab, eine konjunkturelle Verlang-

samung wurde sichtbar. 

 

Cornelia Lang 

(Cornelia.Lang@iwh-halle.de) 

 

                                                      
38 Vgl. LANG, C.: IWH-Industrieumfrage im Mai 2007: 

Kräftige Konjunktur beflügelt Stimmung, in: IWH, Wirt-

schaft im Wandel 7/2007, S. 275 f. 
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Geschäftslage und Geschäftsaussichten  laut IWH-Umfragen im ostdeutschen Baugewerbe 
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Ostdeutsches Baugewerbe im Februar 2008:  
Geschäftsklima wieder freundlicher 

Das Geschäftsklima im ostdeutschen Baugewerbe 
hat sich nach der Eintrübung zum Jahresende wie-
der aufgehellt. Die knapp 300 vom IWH befragten 
Bauunternehmen schätzen die aktuelle Geschäfts-
lage zwar nicht ganz so gut und die Geschäftsaus-
sichten ähnlich gut ein wie vor einem Jahr (vgl. 
Tabelle). Damals waren sie aber infolge auslau-
fender Vorzieheffekte wegen der Anhebung der 
Mehrwertsteuer und des Wegfalls der Eigenheim-
zulage sowie gleichzeitig milden Winters deutlich 
überzeichnet. Im längerfristigen Vergleich er-
scheint das derzeitig gemeldete Niveau sowohl bei 
der Lage als auch bei den Aussichten in einem 
ausgesprochen günstigen Licht. So überwiegen mit 
56% bei der Lage und 61% bei den Aussichten 
eindeutig die positiven Urteile. Das ist für einen 

Wintermonat eher ungewöhnlich. Der Indikator für 
die Lage erreicht das zweitbeste in einem Februar 
gemessene Ergebnis seit 1996, bei den Aussichten 
stellt es mit dem Vorjahreswert das beste Ergebnis 
seit dieser Zeit. Hier dürfte sich niedergeschlagen 
haben, daß die witterungsbedingten Behinderun-
gen der Bautätigkeit auch in diesem Jahr in Gren-
zen blieben und der Orderfluß von gewerblichen 
und öffentlichen Auftraggebern im letzten Quartal 
2007 wieder umfangreicher ausfiel als zuvor. Un-
ter Ausschluß der saisonüblichen Schwankungen 
zeigt sich dann auch bei beiden Stimmungsindi-
katoren ein Anstieg (vgl. Abbildung). 

Eine Aufhellung verspüren nach der Eintrübung 
zum Jahresende vor allem die vorwiegend im 
Hochbau und im Ausbau tätigen Unternehmen. 
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Geschäftslage und Geschäftsaussichten laut IWH-Umfragen im ostdeutschen Baugewerbe im Februar 2008 
- Ursprungswerte im Vergleich mit Vorjahreszeitraum und Vorperiode - 

Gruppen/Wertungen gut (+) eher gut (+) eher schlecht (-) schlecht (-) Saldo 

 Feb. 
07 

Dez. 
07 

Feb. 
08 

Feb. 
07 

Dez. 
07 

Feb. 
08 

Feb. 
07 

Dez. 
07 

Feb. 
08 

Feb. 
07 

Dez. 
07 

Feb. 
08 

Feb. 
07 

Dez. 
07 

Feb. 
08 

 - in % der Unternehmen der jeweiligen Gruppea -    

Geschäftslage 

Baugewerbe insgesamt 19 23 18 38 44 38 34 25 34 8 9 10 15 33 12 
Zweige/Sparten                
Bauhauptgewerbe 15 18 14 40 49 39 37 26 37 8 8 10 9 34 7 
darunterb                

Hochbau 19 24 18 37 43 41 36 26 34 9 7 7 11 34 18 
Tiefbau 10 14 11 44 53 36 38 26 41 8 7 13 9 34 -6 

Ausbaugewerbe 34 37 31 34 29 32 24 23 25 8 12 12 37 30 27 

Größengruppen                
1 bis 19 Beschäftigte 23 20 21 34 38 26 33 29 40 11 13 13 14 16 -7 

20 bis 99 Beschäftigte 20 24 18 43 46 40 29 22 33 9 8 8 24 41 17 
100 und mehr Beschäftigte 15 24 15 35 45 49 47 28 27 3 3 9 0 38 27 

Geschäftsaussichten 

Baugewerbe insgesamt 16 12 18 45 28 43 33 46 30 6 14 9 22 -21 22 
Zweige/Sparten            
Bauhauptgewerbe 13 10 15 47 27 43 35 48 34 5 15 9 20 -26 14 
darunterb            

Hochbau 16 16 21 46 29 42 34 46 30 4 10 7 23 -10 26 
Tiefbau 9 5 9 52 26 41 33 49 38 6 20 11 22 -38 1 

Ausbaugewerbe 26 18 30 37 30 43 28 41 19 9 11 8 26 -4 47 

Größengruppen            
1 bis 19 Beschäftigte 16 8 15 39 23 41 36 53 36 9 15 9 10 -37 11 

20 bis 99 Beschäftigte 17 13 19 45 28 46 31 45 27 7 15 8 23 -18 30 
100 und mehr Beschäftigte 15 15 21 53 33 39 32 41 30 0 11 9 35 -4 21 

a Summe der Wertungen je Umfrage gleich 100 - Ergebnisse gerundet. – b Hoch- und Tiefbau werden als Darunterposition ausgewiesen, da ein Teil 
der an der Umfrage beteiligten Unternehmen keiner dieser Sparten eindeutig zugeordnet werden kann. 

Quelle: IWH-Bauumfragen. 

Die Bautätigkeit dürfte vergleichsweise kräftig im 
gewerblichen Bau zugelegt haben. Ein weiteres 
Standbein war wegen der zur Zeit etwas günstige-
ren Finanzsituation der Gemeinden der öffentliche 
Hochbau. Dafür spricht die amtliche Auftragsein-
gangsstatistik. Zudem wurden wieder vermehrt 
Modernisierungs- und Sanierungsmaßnahmen im 
Wohnungsbestand ausgeführt, während der Woh-
nungsneubau nach wie vor rückläufig blieb. Die 
befragten Unternehmen gehen für die nächsten 
Monate von einer Fortsetzung dieser Tendenz aus. 

Auch im Tiefbaubereich hat sich das Geschäfts-
klima nach der Verschlechterung im zweiten Halb-
jahr 2007 wieder stabilisiert. Diese Entwicklung ba-

siert aber ausschließlich auf einer günstigeren Be-
wertung der Geschäftslage. Die positiven und nega-
tiven Erwartungen für die nächsten sechs Monate 
halten sich wie zum Ende des vergangenen Jahres 
die Waage. Zwar gingen zuletzt positive Signale 
vom gewerblichen Tiefbau aus, diesen wirkt jedoch 
die rückläufige Nachfrage im Straßenbau und im 
sonstigen öffentlichen Tiefbau entgegen. 

 
    Brigitte Loose 

(Brigitte.Loose@iwh-halle.de) 
 



Wirtschaft im Wandel 3/2008 123 

Veranstaltungen: 

Vorankündigungen: 

2nd Halle Workshop on Efficiency and Productivity Analysis – HAWEPA: „Dynamics, Risk, 

and Firm Heterogeneity” 

Der Workshop ist eine gemeinsame Veranstaltung des IAMO und des Instituts für Wirtschafts-

forschung Halle (IWH). Er findet am 26. und 27. Mai 2008 in den Räumen des Leibniz-Instituts 

für Agrarentwicklung in Mittel- und Osteuropa (IAMO) in Halle (Saale) statt. Ziel der Veran-

staltung ist es, neue Entwicklungen der theoretischen und empirischen Forschung zur Produkti-

vitäts- und Effizienzanalyse vorzustellen und zu diskutieren, speziell aus der Volks- und Be-

triebswirtschaftslehre, der Agrarökonomie, des Operations Research und verwandten Gebieten. 

Beiträge zur Theorie der Produktivitäts- und Effizienzmessung sind ebenso willkommen wie 

empirische Anwendungen z. B. aus den Bereichen Landwirtschaft, Regulierung, Gesundheits-

ökonomie, Produktion, Umwelt- und Ressourcenökonomie, öffentlicher Sektor oder gewerb-

liche Wirtschaft. Als Hauptredner konnten bereits einige namhafte Experten wie Antonio Alva-

rez, Subal Kumbhakar und Supawat Rungsuriyawiboon gewonnen werden. Weitere Informatio-

nen finden Sie auf der Internetseite des IAMO unter http://www.iamo.de/iamo/veranstaltungen/ 

workshops/ hawepa-2008.html.  

6th Workshop „Monetary and Financial Economics” 

Am 3. und 4. Juli 2008 wird der vom IWH gemeinsam mit der Martin-Luther-Universität Halle-

Wittenberg, der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf und der Deutschen Bundesbank organi-

sierte sechste Workshop „Monetary and Financial Economics“ in Halle (Saale) stattfinden. Er 

richtet sich vor allem an Nachwuchswissenschaftler, eigene Forschungsarbeiten ausgewiesenen 

Wissenschaftlern aus diesem Forschungsgebiet vorzustellen und mit ihnen zu diskutieren. Der 

Call for Paper und weitere Informationen sind unter 

http://www.iwh-halle.de/d/start/News/workshop030708/call.htm abrufbar. 

Für weitere Informationen zu den Veranstaltungen siehe www.iwh-halle.de (Termine). 

Durchgeführte Veranstaltungen: 

4. Hallescher Input-Output-Workshop am 25. und 26. Februar 2008 am IWH 

Auf dem Workshop stand eine Vielfalt von Themen aus dem Bereich der Erstellung und An-

wendung der Input-Output-Rechnung zur Diskussion. Berichtet wurde über den aktuellen Stand 

der Arbeiten im Statistischen Bundesamt, den Inhalt des neuen Handbuchs zu den Aufkom-

mens- und Verwendungstabellen der Input-Output-Rechnung aus dem Statistischen Amt der 

Europäischen Union sowie die Revision der Wirtschaftszweigklassifikation und ihre Konse-

quenzen für die Input-Output-Tabellen. Präsentiert wurden zudem die Fortschritte an der nach-

träglichen Erstellung einer historischen Input-Output-Tabelle für das Deutsche Reich im Jahr 

1936 sowie die Erfahrungen in Österreich beim Übergang von Aufkommens- und Verwen-

dungstabellen zu einer analytischen Input-Output-Tabelle. Im Anwendungsbereich dominierte 

die Diskussion von Aspekten der Globalisierungseffekte auf Produktion, Ressourceneinsatz und 

Beschäftigung. Vorgestellt wurden Untersuchungen zur Importdurchdringung der gesamtwirt-

schaftlichen Produktion, zur Entwicklung der internationalen Lieferverflechtungen im Automo-

bilbau sowie zu umweltökonomischen Effekten und deren Erfassung mit der Leontief-Inversen. 

Abgerundet wurde der Anwendungsbereich mit Vorträgen zur qualitativen Input-Output-

Analyse als Methode zur Identifikation von industriellen Clustern sowie zur Integration einer 

Arbeitsvolumenrechnung in die Input-Output-Modellierung. 

http://www.iamo.de/iamo/veranstaltungen/

